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1. Wegfall der Ausgabe von Steuergutſcheinen (§ 1 der 
Dritten NF DV) 


Staatsſekretär Reinhardt hat unlängſt angekündigt, 
daß die Ausgabe von Steuergutſcheinen I und II während 
des Kriegs eingeſtellt werde. Das geſchieht ab 
1. November 1939 auf Grunddes§ 1 der Drit⸗ 
ten Durchführungs verordnung zum Neuen 
Finanzplan (RGBl. I S. 2067). 


Die Steuergutſcheinpflichtigen (Hinweis auf $ 2 Ab⸗ 
fa 1 NF) werden Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen ge- 
werblicher Unternehmer ab 1. November nicht mehr anteilig 
in Steuergutſcheinen bezahlen. Sie ſind ab dieſem Zeitpunkt 
weder berechtigt noch verpflichtet, bei ihren Zah⸗ 
lungen Steuergutſcheine zu verwenden. Eine Ausnahme 
bilden nur die Betriebe gewerblicher Art von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts. Dieſe können auch in Zukunft ihre 
Verpflichtungen gegenüber gewerblichen Unternehmern bis 
zu 40 vom Hundert in Steuergutſcheinen erfüllen (Hinweis 
auf 82 Abſatz 2 der Dritten N DP). 


Rechnungen, die bis zum 31. Oktober bezahlt wer⸗ 
den, ſind von den Steuergutſcheinpflichtigen anteilig in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen. Der Tag der Ausſtellung der 
Rechnung, der Tag der Fälligkeit und der Tag des Eingangs 
beim Zahlungsempfänger ſind ohne Bedeutung. Der Geſetz⸗ 
geber mußte, um klare Verhältniſſe zu ſchaffen, auf den Tag 
der Zahlung abſtellen. Es wird dabei erwartet, daß die 
öffentlichen Kaſſen ihre übliche Zahlungsweiſe beibehalten. 


2. Der Wert der Steuergutſcheine 


Hinweis auf Reinhardt „Der Wert der Steuergut⸗ 
ſcheine“, Leitaufſatz in Nummer 32 der DStz 1939. 


4. Erleichterung der Verwahrung und Überweiſung von Steuer⸗ 
gutſcheinen (§4 der Dritten NF DV), 

5. Nicht ſteuergutſcheinfähige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe (§ 3 
der Dritten NN DV), 

6. Keine Bewertungsfreiheit bei der Berechnung des Kriegszu⸗ 
ſchlags (85 der Dritten N DV). 


Der Umfang der ausgegebenen Steuergutſcheine wird 
am 31. Oktober 1939 genau feſtſtehen. Die Summe der 
Steuergutſcheine, die ſich in Verkehr befindet, wird ſich nicht 
mehr erhöhen. Der Druck, der bisher auf dem Kurs der 
Steuergutſcheine laſtete, iſt beſeitigt. 


Unternehmer, die Bewertungsfreiheit auf Grund der 
Steuergutſcheine Jin Anſpruch nehmen wollen, können nicht 
mehr damit rechnen, jederzeit beliebig Steuergutſcheine I 
erwerben zu können. Die Wirtſchaft iſt auf die Steuergut⸗ 
ſcheine angewieſen, die bis zum 31. Oktober ausgegeben ſein 
werden. Der Betrag wird ſo klein ſein, daß nur für einen 
Bruchteil der Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlage⸗ 
vermögens, die im gewerblichen Sektor der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft vorhanden ſind, die Bewertungsfreiheit wird in 
Anſpruch genommen werden können. Die Möglichkeit, 
Steuergutſcheine I bei den Finanzkaſſen 
gegen Entgelt zu erwerben, wird ab 1. No⸗ 
vember nicht mehr beſtehen. Das folgt aus $ 1 der 
Dritten NF DDV. 


Steuergutſcheine II weiſen infolge ihres niedrigen 
Kurſes zurzeit noch eine Rendite auf, die ungewöhnlich 
hoch iſt. Es iſt bei der Berechnung der Rendite dieſes Papiers 
nicht nur das Aufgeld von 12 vom Hundert zu berüdfichtigen, 
ſondern auch die Steuervergünſtigung, die dieſes Aufgeld 
genießt. Es unterliegt in Privathand nicht dem normalen 
Einkommenſteuerſatz, ſondern dem ermäßigten Ein⸗ 
kommenſteuerſatz von 10 vom Hundert. 


Es kann damit gerechnet werden, daß der Kurs der 
Steuergutſcheine ſich nunmehr günſtiger entwickeln wird. 
Die Lage des Geld⸗ und Kapitalmarkts bietet die Voraus⸗ 
ſetzungen dafür. 
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3. Fortbeſtand des Rechts, in Steuergutſcheinen zu bezahlen 
(8 2 Abſatz 2 der Dritten NN DV) 


Die gewerblichen Unternehmer ſind auch nach dem 
1. November 1939 berechtigt, Lieferungen und ſonſtige 
Leiſtungen untereinander bis zu 40 vom Hundert in Steuer- 
gutſcheinen zu bezahlen (Hinweis auf § 2 Abſatz 2 der 
Dritten NF DV). Dem entſpricht die Pflicht der ge⸗ 
werblichen Unternehmer, Steuergutſcheine zu dem Kurs 
an Zahlungſtatt anzunehmen, der im Geſetz bin⸗ 
dend feſtgeſetzt iſt (Hinweis auf $ 9 N DP). § 2 Abſatz 2 
der Verordnung iſt eine Neufaſſung von § 2 Abſatz 2 des 
Neuen Finanzplans. Dieſe Neufaſſung war erforderlich, da 
auf Grund von § 2 Abſatz 2 des Geſetzes nur „Juriſtiſche 
Perſonen des Privatrechts, gewerbliche Einzelunternehmer 
und Unternehmergemeinſchaften (zum Beiſpiel Offene Han⸗ 
delsgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften““ berech ⸗ 
tigt ſind, in Steuergutſcheinen zu bezahlen. Nicht be⸗ 
rechtigt find zum Beiſpiel Regiebetriebe der öffentlichen 
Hand. Dieſe waren bisher 8 2 Abſatz 1 des Geſetzes gemäß 
verpflichtet, in Steuergutſcheinen zu bezahlen. Regie⸗ 
betriebe müſſen aber ihrerſeits Steuergutſcheine in Zahlung 
nehmen. Es mußte ihnen nach Wegfall ihrer Steuergutſchein⸗ 
pflicht das Recht verſchafft werden, in Steuergutſcheinen 
zu bezahlen. § 2 Abſatz 2 der Verordnung ſieht demgemäß 
vor, daß gewerbliche Unternehmer unterein- 
ander in Steuergutſcheinen bezahlen können. Das 
Recht, in Steuergutſcheinen zu bezahlen, und die 
Pflicht, Steuergutſcheine an Zahlungſtatt anzunehmen, 
werden dadurch aufeinander abgeſtimmt. 


Der Annahmezwang für Steuergutſcheine wurde im 
Intereſſe der Wirtſchaft aufrechterhalten. Die 
Beſorgnis, der Annahmezwang könne aufgehoben werden, 
hatte bereits zu Verkäufen von Steuergutſcheinen durch die 
Wirtſchaft geführt. Der Annahmezwang ſoll da⸗ 
zu dienen, das Steuergutſchein verfahren 
organiſch abzuwickeln. Unternehmer, die ihre Be⸗ 
ſiände an Steuergutſcheinen nicht behalten können, wären 
ohne den Annahmezwang gezwungen, auf jeden Fall zu ver⸗ 
kaufen. Sie können infolge der Beibehaltung des Annahme⸗ 
zwangs die Steuergutſcheine nach und nach an Zahlung⸗ 
ſtatt weitergeben. Es wird fo das Entſtehen eines plög- 
lichen Verkaufsdrucks in Steuergutſcheinen vermieden. Das 
wird auch den Beſitzern von Steuergutſcheinen zugute kom⸗ 
men, die die Steuergutſcheine nicht an Zahlungſtatt weiter⸗ 
geben können, ſondern verkaufen müſſen. Eine Nachfrage 
nach Steuergutſcheinen, die ſich nach dem Einſtellen der 
weiteren Ausgabe vorausſichtlich ergeben wird, würde durch 
eine ſolche Verkaufswelle erdrückt werden. Die Nachfrage 
könnte ſich auf den Kurs nicht auswirken. Eine günſtigere 
Entwicklung des Kurſes der Steuergutſcheine — insbeſon⸗ 
dere der Skeuergutſcheine II — wird in der Wirtſchaft ſehr 
begrüßt werden. 


4. Erleichterung der Verwahrung und Überweiſung von 
Steuergutſcheinen ($ 4 der Dritten NJ DV) 


Steuergutſcheine ſind Wertpapiere im Sinn des 81 des 
Geſetzes über die Verwahrung und Anſchaffung von Wert⸗ 
papieren (Bankdepotgeſetz). Die Banken als Verwahrer von 
Steuergutſcheinen unterliegen daher den ſtrengen Vor⸗ 
ſchriften, die das Bankdepotgeſetz den Kreditinſtituten auf⸗ 
erlegt. Das Geſetz dient im weſentlichen dem Schutz der 
Perſonen, die Wertpapiere bei Kreditinſtituten verwahren 
oder durch Kreditinſtitute anſchaffen laſſen. Dieſes Ziel wird 
dadurch erreicht, daß der Kunde das Eigentum an den Wert⸗ 
papieren beim Verwahrungsgeſchäft grundſätzlich 
behält. Das Eigentum iſt ihm beim Anſchaffungs⸗ 
geſchäft ſchnellſtens zu verſchaffen. Die Durchfüh⸗ 
rung des Depotgeſetzes erfordert einen nicht unerheblichen 
Verwaltungsaufwand bei den Kreditinſtituten. Dieſer Auf⸗ 
wand drückt ſich dem Kunden gegenüber in der Höhe der 
Gebühren aus. 


Der Zahlungsverkehr in Steuergutſcheinen muß im 
Intereſſe der Wirtſchaft jo billig wie möglich fein. 8 4 


— — —ĩ—-—u— —ä ͤ— . ——qGũ — 


der Dritten N DW Sieht daher vor, daß die 
Vorſchriften des Bankdepotgeſetzes für die 
Verwahrung und Anſchaffung von Steuer ⸗ 
BE durch Kreditinſtitute nicht 
gelten. 


Die Kreditinſtitute erwerben das Eigentum an den 
Steuergutſcheinen, die ihnen zur Verwahrung anvertraut 
werden. Sie ſind verpflichtet, dem Hinterleger jederzeit 
Steuergutſcheine derſelben Ausſtattung, derſelben Fälligkeit 
und im gleichen Geſamtnennbetrag zurückzugewähren. Eine 
andere Vereinbarung iſt möglich. Sie bedarf der Schrift⸗ 
form. Die Bearbeitung der Steuergutſcheine bei den Kredit⸗ 
inſtituten kann infolge der Neuregelung vereinfacht werden. 
Die Vorausſetzungen für eine Verbilligung der Gebühren 
werden damit geſchaffen. 


§ 3 des Neuen Finanzplans beſtimmt, daß gewerbliche 
Unternehmer in Höhe von 20 vom Hundert des Geſamt⸗ 
betrags der Steuergutſcheine I, die ihnen während einer be⸗ 
ſtimmten Zeit ununterbrochen gehört haben, Bewertungs⸗ 
freiheit in Anſpruch nehmen können. Der Nachweis des un⸗ 
unterbrochenen Eigentums kann durch die Beſcheinigung 
eines Kreditinſtituts geführt werden, wenn der Unternehmer 
die Steuergutſcheine I einem Kreditinſtitut übergeben hat. 
§ 4 der Dritten N DV gemäß geht nun das Eigentum der 
Steuergutſcheine auf das Kreditinſtitut über. Der Hinter⸗ 
leger kann trotzdem auf Grund des § 3 N für dieſe Steuer⸗ 
gutſcheine Bewertungsfreiheit in Anſpruch nehmen. Er hat 
zwar rechtlich das Eigentum an den Steuergutſcheinen auf⸗ 
gegeben. Er hat dafür einen Anſpruch auf Lieferung von 
Steuergutſcheinen gegen das Kreditinſtitut erworben. Es 
wird durch Verwaltungs anordnung klar⸗ 
geſtellt werden, daß dieſer Anſpruch auf 
Lieferung von Steuergutſcheinen I den 
Vorausſetzungen des §83 NF genügt. 

§ 4 Ziffer 3 der Verordnung beſtimmt, daß Kreditinſti⸗ 
tute Gutſchriften über Steuergutſcheine nur in der 
Höhe erteilen dürfen, in der ſie eigene Beſtände an 
Steuergutſcheinen gleicher Art und Fälligkeit beſitzen. An⸗ 
teile der Kreditinſtitute an Sammelbeſtänden einer Wert⸗ 
papierſammelbank und Anſprüche gegen Kreditinſtitute auf 
Lieferung von Steuergutſcheinen ſtehen den eigenen Be⸗ 
ſtänden gleich. Die Vorſchrift ſoll verhindern, daß Kredit⸗ 
inſtitute Gutſchriften über Steuergutſcheine erteilen, die ſie 
in Wahrheit nicht beſitzen. Ohne dieſe Vorſchrift würde die 
Gefahr beſtehen, daß ein Bankkunde Bewertungsfrei⸗ 
heit für Steuergutſcheine I beanſprucht, die weder ihm 
noch ſeiner Bank gehören, für die er nur einen un⸗ 
gedeckten Anſpruch beſitzt. 


Beiſpiel: 

Der Kunde gibt dem Kreditinſtitut den Auftrag zum An⸗ 
kauf von 100 000 RM Stceuergutſcheinen I. Das Kreditinſtitut 
erteilt dem Kunden eine Gutſchrift über 100 000 RM Steuer- 
gutſcheine I. Das Kreditinſtitut will in Steuergutſcheinen I 
ſpekulieren. Es glaubt, daß der Kurs der Steuergutſcheine I 
fallen wird und ſchiebt daher die Anſchaffung der Steuergut⸗ 
ſcheine I hinaus. 

84 Ziffer 8 verbietet dem Kreditinſtitut, ſeinem Kunden in 
einem derartigen Fall eine Gutſchrift zu erteilen. 


§4 Ziffer 4der Verordnung ſieht vor, daß die 
Kreditinſtitute auch hinſichtlich der Verwaltung von 
Steuergutſcheinen durch das Reichsaufſichts⸗ 
amt geprüft werden. Dieſe Prüfung wird ſich insbeſon⸗ 
dere darauf zu erſtrecken haben, daß Gutſchriften der Kredit⸗ 
inſtitute an Steuergutſcheinen jederzeit durch eigene Beſtände 
gleicher Ausſtattung und Fälligkeit gedeckt waren (Hinweis 
auf 8 4 Ziffer 3). 

84 Abſatz 2 der Verordnung beſtimmt, daß die 
Verordnung auch auf die Steuergutſcheine anzuwenden iſt, 
die ſchon vor Inkrafttreten der Verordnung Kreditinſtituten 
in Verwahrung gegeben wurden. 

Eine Strafbeſtimmung wurde nicht in die 
Verordnung aufgenommen. Die Vorſchriften der Reichs ⸗ 
abgabenordnung über das Steuerſtrafrecht 
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bieten einen hinreichenden Schutz vor der Erſchleichung von 
Bewertungsfreiheit durch ungedeckte Gutſchriften (Luft⸗ 
buchungen) über Steuergutſcheinel. 


5. Nicht ſteuergutſcheinfähige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe 
(8 3 der Dritten NF DV) 


Einige landwirtſchaftliche und andere Erzeugniſſe wur⸗ 
den bereits in der Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Neuen Finanzplan vom Steuergutſcheinverfahren befreit. 
Die Zahl der nicht ſteuergutſcheinfähigen Erzeugniſſe wird 
in der Dritten NF DV erweitert. Es handelt ſich um Er⸗ 
zeugniſſe, bei denen die Spannenregelung, die durch die 
Marktordnung oder andere Preisbeſtimmungen getroffen 
wurde, ſich als unvereinbar mit der Verpflichtung zur An⸗ 
nahme von Steuergutſcheinen erwies. Die Ausnahmen 
wurden auf Wunſch des Reichsminiſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft im Hinblick auf die Sicherung der Volks⸗ 
ernährung zugelaſſen. 


6. Keine Bewertungsfreiheit bei der Berechnung des Kriegs⸗ 
zuſchlags (§ 5 der Dritten NJ DV) 


Steuergutſcheine I find unverzinslich. Ihr Beſitz gibt 
unter gewiſſen Vorausſetzungen das Recht, Bewertungsfrei⸗ 
heit für die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des betrieblichen 
Anlagevermögens zu beanſpruchen (Hinweis auf 8 3 N). 
Jeder Unternehmer hat ſich bei Erwerb der Steuergut⸗ 
ſcheine 1 zu Anlagezwecken den Vorteil errechnet, den ihm 
die Bewerktungsfreiheit bietet. Dieſer Vorteil beſteht u. a. in 
einer geringeren Einkommenſteuerſchuld in den Wirtſchafts⸗ 
jahren, für die Bewertungsfreiheit in Anſpruch genommen 
wird. Das Reich erhebt zur Finanzierung des Krieges auf 
Grund des § 2 Abſatz 1 der Kriegswirtſchaftsverordnung 
einen Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. Der Kriegszu⸗ 
ſchlag beträgt 50 vom Hundert der Einkommenſteuer für den 


Erhebungszeitraum. Er darf nicht mehr als 15 vom Hundert 
des Einkommens betragen. Die Einkommenſteuer und der 
Kriegszuſchlag dürfen zuſammen nicht mehr als 65 vom 
Hundert des Einkommens ausmachen (Hinweis auf § 3 Ab⸗ 
ſatz 2 AWO) S5 der Dritten NF BD beftimmt, 
daß ſich die Ermäßigung der Einkommen⸗ 
ſteuer auf Grund des § 3 NF nicht auf den 
Kriegszuſchlag auswirkt. Es würden ſonſt den 
Beſitzern von Steuergutſcheinen J ungerechtfertigt hohe 
Steuervorteile zugewendet, mit denen ſie bei Erwerb der 
Steuergutſcheine nicht rechnen konnten. Dieſe Vorteile wür⸗ 
den mit den Belangen des Reichs und den Grundſätzen 
ſteuerlicher Gerechtigkeit nicht in Einklang ſtehen. 


Beiſpiel: 
Ein Steuergutſcheinpflichtiger der Steuergruppe I kann 
Bewertungsfreiheit für 100 000 RM Steuergutſcheine I in An⸗ 
ſpruch nehmen. Sein Einkommen beträgt ohne Berückſichtigung 
der Bewertungsfreiheit 40000 RM. Seine Einkommenſteuer 
würde ohne Berückſichtigung der Bewertungsfreiheit be⸗ 
tragen. FFF 
Sie beträgt unter Berückſichtigung von 20000 RM 
Berdentungsfveih ett ee 
Steuerlicher Vorteil auf Grund des §8 N im Jahr 
der Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit. 
Der Kriegszuſchlag iſt von 40 000 RM zu 
berechnen. Er beträgt 15 vom Hundert von 
40 000 RM (Hinweis auf 83 Abſatz 2 KWV) 


Ohne die Beſtimmung des 85 der 
Dritten N§ DW wäre der Kriegszuſchlag 
von einem Einkommen von 20 000 RM zu be⸗ 


6 048 MM 


11916 RM. 


6 000 RM, 


rechnen. Er würde betragen . A 3000 RM 
Steuerlicher Vorteil auf Grund § 8 NF würde 
betragen Nr . . 14916 RM 


Er wäre in Höhe von 3 000 RM ungerechtſertigt. 
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1. Einführung 


Die Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. September 
1939 — WB — (RGBl. I S. 1609) bildet das wirtſchaft⸗ 
liche Grundgeſetz im gegenwärtigen Krieg. Sie enthält 
neben Vorſchriften über kriegsſchädliches Verhalten und über 
Kriegsſteuern auch Vorſchriften über Kriegs ⸗ 
löhne und Kriegspreiſe. Die Vorſchriften über die 
Kriegslöhne ſind in Abſchnitt III, die Vorſchriften über die 
Kriegspreiſe find in Abſchnitt IV der Kriegswirtſchaftsver⸗ 
ordnung enthalten. Das Ziel dieſer Vorſchriften iſt die 
Beſeitigung gewiſſer Lohnzuſchläge während 
der Dauer des Kriegs und die Senkung überhöhter 
Löhne. Soweit gewiſſe Lohnzuſchläge nicht mehr gezahlt 
werden dürfen und ſoweit eine Senkung überhöhter Löhne 
angeordnet wird, würde der Unternehmer entſprechende 
Lohnerſparniſſe erzielen. Es iſt in der national» 
ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſe Lohnerſparniſſe nicht dem einzelnen Unter ⸗ 
nehmer verbleiben und ſeinen privatwirtſchaftlichen Ge⸗ 
winn erhöhen dürfen. Opfer, die den Arbeitnehmern aus 
kriegswirtſchaftlichen Gründen auferlegt werden, müſſen der 
Allgemeinheit zugute kommen. 


Es gibt zwei Möglichkeiten, um die Lohnerſparniſſe für 
die Allgemeinheit nutzbar zu machen. Die Lohnerſparniſſe 
können durch den Unternehmer an das Reich abgeführt 


7. Verfahren bei der Abführung, 

8. Erlaß von Verwaltungsvorſcheiften, 

9. Außerkrafttreten von Anordnungen der 
Reichstreuhänder der Arbeit, 

10. Unterrichtung der Arbeitgeber. 


oder zu Preisſenkungen verwendet werden. In 
jedem der beiden Fälle kommen die Lohnerſparniſſe 
der Allgemeinheit zugute. Auf einer ſinnvollen Ver⸗ 
bindung dieſer beiden Grundgedanken beruht die 
Durchführungsverordnung zu Abſchnitt IV 
der Kriegswirtſchaftsperordnung vom 
11. Oktober 1939 (RGBl. 1 S. 2053). Die Durch⸗ 
führungsverordnung iſt vom Reichskommiſſar für die 
Preisbildung, dem Reichsminiſter der Finanzen und dem 
Reichsarbeitsminiſter erlaſſen worden. Zu der Durch⸗ 
führungsverordnung iſt am 25. Oktober 1939 ein Rund⸗ 
erlaß des Reichsminiſters der Finanzen erſchienen. Der 
Runderlaß iſt nicht verkäuflich. Er enthält die notwendigen 
verwaltungsmäßigen und techniſchen Anweiſungen, die die 
praktiſche Durchführung der Verordnung ermöglichen. Der 
Runderlaß iſt zum inneren Dienſtgebrauch der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung beſtimmt. Die Unternehmer, denen durch die 
Durchführungsverordnung eine Abführungspflicht auferlegt 
worden iſt, werden durch ein ausführliches Rundſchreiben 
ihres zuſtändigen Finanzamts über ihre Pflichten unter⸗ 
richtet werden. 


2. Perſönliche Abführungspflicht 


Die Pflicht zur Abführung erſparter Lohnteile iſt 88 1 
und 2 der Durchführungsverordnung gemäß dem „Unter ⸗ 
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nehmer“ auferlegt worden. „Unternehmer“ im Sinn 
dieſer Vorſchriften iſt nicht nur der gewerbliche 
Unternehmer, d. h. nicht nur der Gewerbetreibende, der Ein⸗ 
künfte aus Gewerbebetrieb bezieht. „Unternehmer“ in 
dieſem Sinn iſt auch nicht nur der Unternehmer im Sinn 
des Umſatzſteuerrechts, d. h. nicht nur, wer eine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit ſelbſtändig ausübt. Un⸗ 
ternehmer iſt hier der Arbeitgeber im Sinn 
des Lohnſteuerrechts. Dadurch wird der praktiſche 
Vollzug erleichtert. Es kommt nur darauf an, daß ein 
Arbeitgeber vorhanden iſt, d. h. eine Perſon, nach deren 
Willen oder in deren geſchäftlichem Organismus Arbeit⸗ 
nehmer tätig find. Hinweis auf § 1 Abſatz 3 LStDB und 
§ 1 Abſatz 3 der Zweiten LSt DO. 


Es iſt für die perſönliche Abführungspflicht ohne Be⸗ 
deutung, ob der Unternehmer (Arbeitgeber) mit der Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt betraut iſt oder nicht. 
Es iſt auch unerheblich, in welche Rechtsform der 
Unternehmer (Arbeitgeber) gekleidet iſt. Offentlich⸗ rechtliche 
Körperſchaften, privatrechtliche Körperſchaften und Perſonen⸗ 
vereinigungen, Einzelperſonen, Geſellſchaften des bürger⸗ 
lichen Rechts u. ä. ſind abführungspflichtig, wenn ſie im Sinn 
des Lohnſteuerrechts Arbeitgeber ſind. 


Von der perſönlichen Abführungspflicht 
find ausgenommen: 


a) das Reich, die Länder, die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände, 


b) die Nationalſozialiſtiſche 
Arbeiterpartei, 
ſchloſſenen Verbände, 


e) Unternehmer eines land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebs, ſoweit die Lohnteile zu dem land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieb in Beziehung ſtehen, 


d) Arbeitgeber, die am 4. September 1939 oder bei Er- 
öffnung ihres Betriebs nicht mehr als fünf 
Arbeitnehmer beſchäftigen. 


b Deutſche 
ihre Gliederungen und ange— 


Zu a und b: 


Die Ausnahme von der perſönlichen Abführungspflicht 
in dieſen Fällen beruht auf der Erwägung, daß Lohnerſpar⸗ 
niſſe, die vom Reich, den Ländern, Gemeinden, Gemeinde⸗ 
verbänden oder der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗ 
partei erzielt werden, ohne weiteres der Allgemeinheit 
zugute kommen. Ausgenommen iſt u. a. das Reich. Die 
Einrichtungen des Reichs, die rechtlich und wirtſchaftlich als 
Sondervermögen des Reichs geführt werden (3. B. 
die Deutſche Reichsbank, die Deutſche Reichsbahn, die 
Deutſche Reichspoſt, das Unternehmen Reichsautobahnen), 
ſind von der Abführungspflicht nicht ausgenommen. 


Zu c: 


Die Ausnahme für die Unternehmer eines land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebs iſt zur Förderung der Land⸗ 
wirtſchaft im Kampf um die Ernährung des Deutſchen Volks 
vorgeſehen. Die Ausnahme bezieht ſich nur auf ſolche er⸗ 
ſparten Lohnteile, die zudemland⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb in Beziehung ſtehen. Be⸗ 
ſitzt z. B. der Unternehmer eines land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebs auch einen gewerblichen Betrieb, der nicht als 
Nebenbetrieb der Land- und Forſtwirtſchaft anzuſehen iſt, 
ſo iſt er von der Abführungspflicht nicht ausgenommen, 
ſoweit es ſich um Lohnerſparniſſe in dieſem gewerblichen 
Betrieb handelt. Er iſt von der Abführungspflicht aus⸗ 
genommen, ſoweit es ſich um Lohnerſparniſſe in einem ge⸗ 
werblichen Betrieb handelt, der als Nebenbetrieb der Land⸗ 
wirtſchaft anzuſehen iſt. 


Beiſpiel A 


Ein Landwirt unterhält eine Brennerei, in der ausſchließ⸗ 
lich Erzeugniſſe ſeines eigenen landwirtſchaftlichen Betriebs 
verarbeitet werden. Etwaige Lohnerſparniſſe in der Brennerei 
ſind nicht abzuführen. 


Zu d: 


Die Ausnahme für die Arbeitgeber mit nicht mehr 
als fünf Arbeitnehmern (Kleinbetriebe) beruht 
darauf, daß Kleinbetriebe in der Regel keine nennenswerten 
Lohnerſpaniſſe erzielen werden, weil fie meift keine über⸗ 
höhten Löhne bezahlt haben. Die Ausnahme dient außer⸗ 
dem der Vereinfachung. Der Kreis der begünſtigten Klein⸗ 
betriebe deckt ſich mit dem Kreis der Arbeitgeber, die nur 
vierteljährliche Lohnſteueranmeldungen abzugeben und die 
Lohnſteuer nur vierteljährlich abzuführen haben. Hinweis 
auf 88 42 und 44 LSt DB, 88 42 und 44 der Zweiten 
St DV O. 


3. Sachliche Abführungspflicht 
Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen 


a) Lohnerſparniſſen, die auf der Beſeitigung gewiſſer Lohn⸗ 
zuſchläge beruhen und 


b) Lohnerſparniſſen, die durch Senkung überhöhter Löhne 
erzielt werden. 


Die Beſeitigung gewiſſer Lohnzuſchläge iſt im 8 18 Abſatz 3 
KV geregelt. Die Senkung überhöhter Löhne iſt im § 18 
Abſätze 1 und 4 KWV vorgeſehen. 


Zu a: 
§ 18 Abſatz 3 KVV lautet: 


„Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags⸗ 
und Nachtarbeit ſind nicht mehr zu zahlen.“ 


Dieſe Vorſchrift iſt am 4. September 1939 (Tag des In⸗ 
krafttretens der Kriegswirtſchaftsverordnung) in Kraft ge⸗ 
treten. Von dieſem Tag an durften die Arbeitgeber die im 
§ 18 Abfatz 3 KWV bezeichneten Zuſchläge nicht mehr zahlen. 
Dieſes Verbot ergab ſich unmittelbar aus der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsverordnung. Es bedurfte keiner beſonderen Anord⸗ 
nungen der Reichstreuhänder und Sondertreuhänder der 
Arbeit, um das Verbot wirkſam werden zu laſſen. 


& 1 der Durchführungsverordnung lautet: 


„Der Unternehmer hat die Lohnzuſchläge, die gemäß 
§ 18 Abſatz 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung nicht mehr 
gezahlt werden, an das Reich (Finanzkaſſe) abzuführen.“ 


Die Abführungspflicht gilt rückwirkend ab 4. September 
1939. Der Arbeitgeber hat, ohne daß es irgendwelcher 
weiterer Anordnungen der Reichstreuhänder und Sonder⸗ 
treuhänder der Arbeit bedarf, die erſparten Lohnzuſchläge an 
das Finanzamt abzuführen. Wegen des Zeitpunktes der 
Abführung und der Abführungsſtelle Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 7. Der Arbeitgeber muß, um ſeine Abführungspflicht 
zu erfüllen, die im $ 18 Abſatz 3 KWV aufgeführten Lohn⸗ 
zuſchläge auch für die nach dem 4. September 1939 ge⸗ 
leiſteten Arbeiten genau berechnen. Er muß bei dieſer 
Berechnung von den Lohnzuſchlägen ausgehen, die er bis zum 
4. September 1989 unter den gleichen Verhältniſſen für die 
gleichen Arbeiten zu zahlen gehabt hätte. Er darf die ſo 
errechneten Beträge nicht an ſeine Arbeitnehmer auszahlen. 
Er muß ſie an das Finanzamt abführen. 


de 
§ 18 Abſätze 1 und 4 KW lautet: 


„(1) Die Reichstreuhänder und Sondertreuhänder der 
Arbeit paſſen nach näherer Weiſung des Reichsarbeits⸗ 
miniſters die Arbeitsverdienſte ſofort den durch den Krieg 
bedingten Verhältniſſen an und ſetzen durch Tarifordnung 
Löhne, Gehälter und ſonſtige Arbeitsbedingungen mit 
bindender Wirkung nach oben feſt. 


(4) Die Abſätze 1 bis 3 gelten entſprechend für die 


Entgelte und ſonſtigen Arbeitsbedingungen der Heim⸗ 
arbeit.“ 


Dieſe Vorſchriften ſind am 4. September 1939 in Kraft 
getreten. Lohnerſparniſſe auf Grund dieſer Vorſchriften 
treten aber nicht ohne weiteres ein. Lohnerſparniſſe 
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find inſoweit erſt dann möglich, wenn die Reichstreuhänder 
und Sondertreuhänder der Arbeit die vorgeſehenen Maß⸗ 
nahmen durchgeführt haben. 


§ 2 Abſatz 1 der Durchführungsverordnung lautet: 


„(J) Der Unternehmer hat die Lohnbeträge, die durch 
Maßnahmen auf Grund von § 18 Abſätze 1 und 4 der 
Kriegswirtſchaftsverordnung erſpart werden, an das Reich 
(Finanzkaſſe) abzuführen.“ 


Dieſe Abführungspflicht gilt grundſätzlich rückwirkend ab 
4. September 1939. Anders als in den Fällen zu a tritt 
aber hier die Abführungspflicht nicht ohne weiteres 
ein. Lohnerſparniſſe können hier nur inſoweit eintreten, als 
die Treuhänder der Arbeit die vorgeſehenen Maßnahmen 
ergriffen haben. Auch die Abführungspflicht kann erſt 
dann und nur inſoweit eintreten, als ſolche Maß⸗ 
nahmen getroffen worden find. Solange die Reichstreu— 
händer und Sondertreuhänder der Arbeit keine Maßnahmen 
§ 18 Abſätze 1 und 4 KW gemäß ergriffen haben, iſt auch 
keine ſachliche Abführungspflicht gegeben. Wegen des Zeit— 
punkts der Abführung Hinweis auf Abſchnitt 7. 


4. Abführung eines Pauſchbetrags 


In Ziffer 3 zu a iſt u. a. ausgeführt, daß der Arbeit- 
geber die § 18 Abſatz 3 KWV gemäß erſparten Lohn⸗ 
zuſchläge auch nach dem 4. September 1939 weiterhin genau 
berechnen und die ſo berechneten Beträge an das Finanzamt 
abführen muß. Dieſe Beſtimmung gilt nicht ohne weiteres 
für die in Ziffer 3 zu b bezeichneten Lohnteile, d. h. nicht 
ohne weiteres für die § 18 Abſätze 1 und 4 KWV gemäß 
erſparten Lohnteile. Es iſt möglich, daß die Berechnung 
dieſer erſparten Lohnteile dem Unternehmer erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet. Das trifft z. B. beſonders in großen 
Betrieben mit verſchiedenen Entlohnungsformen (Zeitlohn, 
Akkordlohn, Prämienlohn) zu. Hier würde unter Umſtänden 
der Arbeitgeber zur genauen Berechnung der erſparten Lohn⸗ 
teile gezwungen ſein, mehrere Tauſende von Akkordſätzen 
doppelt, d. h. ohne Berückſichtigung und mit Berück⸗ 
ſichtigung der angeordneten Lohnſenkung zu berechnen. Dieſe 
Schwierigkeiten können ſo groß ſein, daß ſie dem Arbeitgeber 
nicht zugemutet werden können. Deshalb beſtimmt $ 2 
Abſatz 2 der Durchführungsverordnung das folgende: 


„1(2) Macht die Berechnung der durch die Senkung 
der Löhne erſparten Lohnbeträge dem Unternehmer unzu⸗ 
mutbare Schwierigkeiten, ſo kann er mit Zuſtimmung des 
Finanzamts zur Abgeltung der erſparten Löhne einen 
Pauſchalbetrag abführen. Er iſt verpflichtet, dem Finanz⸗ 
amt nachzuweiſen, daß der Pauſchalbetrag den auf Grund 
gewiſſenhafter Schätzung feſtgeſtellten Lohnerſparniſſen 
entſpricht.“ 


Will der Unternehmer von dieſer Möglichkeit Gebrauch 
machen, ſo muß er zunächſt die Zuſtimmung des Finanz⸗ 
amts zur Abführung von Pauſchbeträgen einholen. Er muß 
dabei darlegen, daß und warum die genaue Berechnung der 
erſparten Lohnteile ihm unzumutbare Schwierigkeiten 
bereiten würde. Er muß außerdem dem Finanzamt die Höhe 
der Pauſchbeträge vorſchlagen, die er an den einzelnen Ab⸗ 
führungszeitpunkten (Abſchnitt 7) abführen will. Die Pauſch⸗ 
beträge können je nach dem Einzelfall in einem Hundert⸗ 
ſatz der Lohnſumme oder in feſten Beträgen beſtehen. Sie 
können an den einzelnen Abführungszeitpunkten ver⸗ 
ſchieden hoch ſein. Der Unternehmer muß die Höhe der 
von ihm vorgeſchlagenen Pauſchbeträge auf Grund ge⸗ 
wiſſenhafter Schätzung ermitteln. Er muß aus⸗ 
drücklich verſichern, daß die Pauſchbeträge den Lohnerſpar⸗ 
niſſen entſprechen, die er auf Grund gewiſſenhafter Schätzung 
feſtgeſtellt hat. Eine entſprechende Verficherung wird in dem 
Vordruck der Lohnſteueranmeldung (Sinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 7) ausdrücklich vorgeſehen werden. Der Unternehmer 
ſetzt ſich bei zu niedriger Schätzung der Pauſchbeträge der 
Gefahr einer Strafverfolgung nach dem Preisſtrafrecht (Hin— 
weis auf Abſchnitt 7) aus. 


5. Befreiung von der Abführungspflicht 
§ 4 der Durchführungsverordnung lautet: 

„11) Wenn die Abführung im Einzelfall eine Preis⸗ 
erhöhung notwendig machen würde, können der Reichs⸗ 
kom miſſar für die Preisbildung oder die von ihm beauf⸗ 
tragten Stellen den Unternehmer von der Abführungs⸗ 
pflicht ganz oder teilweiſe befreien. 

(2) Der Unternehmer, der von der Abführungspflicht 
befreit worden iſt, hat dem Finanzamt hierüber eine Be⸗ 
ſcheinigung des Reichskommiſſars für die Preisbildung 
oder der von dieſem beauftragten Stellen vorzulegen.“ 


Die Befreiungsvorſchrift beruht auf der Erwägung, daß 
Preiserhöhungen unter allen Umſtänden ver⸗ 
mieden werden müſſen. Würde die Abführung der er⸗ 
ſparten Lohnteile eine Preiserhöhung notwendig machen, 
dann ſteht feſt, daß die erſparten Lohnteile nicht der Er⸗ 
höhung des Gewinns des Arbeitgebers dienen. Die erſparten 
Lohnteile find in dieſem Fall zur Deckung der Selbſt⸗ 
koſten des Betriebs erforderlich. 


Beiſpiel B 

In einem Betrieb iſt bisher keine Mehrarbeit geleiſtet 
worden. Die vorliegenden Aufträge konnten in der regel- 
mäßigen Arbeitszeit erledigt werden. Die Preiſe der Güter 
oder Leiſtungen des Betriebs ſind auf den Entgelten für die 
regelmäßige Arbeitszeit aufgebaut. 

Eine größere Zahl der Arbeitnehmer dieſes Betriebs wird 
zur Wehrmacht einberufen. Die verbleibenden Arbeitnehmer 
können die vorhandenen Aufträge nur durch Leiſtung von 
Mehrarbeit (Überſtunden) erledigen. Die Mehrarbeit muß nach 
dem 4. September 1939 geleiſtet werden. Für dieſe Mehrarbeit 
iſt § 18 Abſatz 3 KWV gemäß nur das regelmäßige Arbeits⸗ 
entgelt, nicht aber ein beſonderer Mehrarbeitszuſchlag zu be⸗ 
zahlen. Der Betrieb muß grundſätzlich die erſparten Zuſchläge 
an das Finanzamt abführen. Dadurch erhöhen ſich ſeine Un⸗ 
koſten (Betriebsausgaben). Dieſe Unkoſten können möglicher⸗ 
weiſe nur durch eine Erhöhung der Preiſe für die Güter oder 
Leiſtungen des Betriebs ausgeglichen werden. Der Unter⸗ 
nehmer kann in dieſem Fall beim Reichskommiſſar für die 
Preisbildung oder den von ihm beauftragten Stellen die Be⸗ 
freiung von der Abführungspflicht beantragen. 


Wird der Arbeitgeber durch den Preiskommiſſar von der 
Abführungspflicht befreit, ſo erſtreckt ſich die Befreiung auf 
die erſparten Lohnzuſchläge (§ 18 Abſatz 3 KW, Hinweis 
auf Abſchnitt 3 zu a) und auf die durch Lohnſenkung er⸗ 
ſparten Lohnteile (§ 18 Abſätze 1 und 4 KWB, Hinweis auf 
Abſchnitt 3 zu b). Die Befreiung bewirkt, daß der Arbeit⸗ 
geber entweder keine erſparten Lohnteile oder nur einen Teil 
der erzielten Lohnerſparniſſe an das Finanzamt abzuführen 
hat. Die Befreiung wird wirkſam, ſobald der Arbeitgeber 
die entſprechende Beſcheinigung dem Finanzamt vorlegt. Das 
Finanzamt iſt an den Inhalt der Beſcheinigung gebunden. 
Die Befreiung kann befriſtet und mit rückwirkender Kraft 
ausgeſprochen werden. 


6. Wegfall der Abführungspflicht 


Von der Befreiung (Hinweis auf Abſchnitt 5) iſt 
der Wegfall der Abführungspflicht zu unterſcheiden. Bei 
der Befreiung hat der Arbeitgeber in der Regel niemals er⸗ 
ſparte Lohnteile an das Finanzamt abführen müſſen. Der 
Wegfall der Abführungspflicht ſetzt voraus, daß der Arbeit⸗ 
eber zunächſt erſparte Lohnteile abzuführen hatte. Die 
efreiung kann für al le Lohnerſparniſſe (Abſchnitt 3 Buch⸗ 
ſtaben a und b) ausgeſprochen werden. Der Wegfall der 
Abführungspflicht kommt nur für geſenkte überhöhte Löhne 
(Abſchnitt 3 Buchſtabe b) in Betracht. § 5 der Durchfüh⸗ 
rungsverordnung lautet: 

„(i) Die Abführungspflicht des § 2 entfällt, ſobald 
die Lohnerſparniſſe nach den Weiſungen des Reichskom⸗ 
miſſars für die Preisbildung dazu verwendet werden, die 
Preiſe und Entgelte für Güter und Leiſtungen des Be⸗ 
triebs zu ſenken. 

(2) Der Fortfall der Abführungspflicht iſt dem 
Finanzamt vom Unternehmer unverzüglich anzuzeigen.“ 
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Vorausſetzung für den Wegfall der Abführungspflicht 
iſt, daß die Lohnerſparniſſe nach den Weiſungen des 
Reichskommiſſars für die Preisbildung zu einer Preis⸗ 
ſenkung verwendet werden. Dieſe Vorausſetzung iſt nicht 
erfüllt, wenn etwa der einzelne Betrieb von ſich aus die 
Preiſe und Entgelte für ſeine Güter oder Leiſtungen ſenkt. 
Die Preiſe müſſen auf Anweiſung des Reichskom⸗ 
miſſars für die Preisbildung geſenkt werden. Die Anweiſung 
wird für ganze Betriebsarten oder ganze Betriebszweige 
ausgeſprochen werden. Liegt eine entſprechende Anordnung 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung vor, ſo hat der 
Unternehmer dem Finanzamt anzuzeigen, daß ſein Be⸗ 
trieb unter eine Betriebsart oder einen Betriebszweig fällt, 
der in der Anordnung des Reichskommiſſars aufgeführt iſt. 
Die Abführungspflicht fällt dann mit Wirkung für die Zu⸗ 
kunft weg. Das Finanzamt muß nicht prüfen, ob der 
Unternehmer die angeordnete Preisſenkung tatſächlich 
durchgeführt hat. Das iſt Aufgabe der Preisbehörden. 


7. Verfahren bei der Abführung 


Die abzuführenden erſparten Lohnteile (nicht mehr ge⸗ 
zahlte Lohnzuſchläge und erſparte Lohnbeträge, Hinweis auf 
Abſchnitt 3 Buchſtaben a und b) ſind keine Steuer. Sie 
ſind insbeſondere keine Lohnſteuer. Auf das Ver⸗ 
fahren bei der Abführung und auf die Beitreibung nicht ab⸗ 
geführter erſparter Lohnteile finden aber die für die Lohn⸗ 
ſteuer geltenden Vorſchriften ſinngemäß Anwendung. 8 3 
der Durchführungsverordnung lautet: 


„(1) Die abzuführenden Beträge find in den Lohn⸗ 
konten (§ 31 der Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
1939 vom 10. März 1939 (RGBl. I S. 449), § 31 der Zwei⸗ 
ten Lohnſteuerdurchführungsverordnung vom 6. Februar 
1938 (RG Bl. I S. 149) beſonders zu bezeichnen. 


(2) Auf die Abführung finden die für die Lohnſteuer 
maßgebenden Vorſchriften ſinngemäß Anwendung.“ 


Aus § 8 der Durchführungsverordnung und der ſinn⸗ 
gemäßen Anwendung der für die Lohnſteuer maßgebenden 
Vorſchriften ergibt ſich das folgende: 


a) Lohnkonto. Die abzuführenden erſparten Lohnteile 
ſind im Lohnkonto jedes Arbeitnehmers beſonders, d. h. 
in einer beſonderen Spalte, zu bezeichnen. Es genügt, daß 
die Beträge für jeden Arbeitnehmer in einer Summe 
bezeichnet werden, ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um 
Beträge handelt, die § 1 oder 8 2 der Durchführungs⸗ 
verordnung gemäß abzuführen ſind (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 3). Hat das Finanzamt der Abführung von 
Pauſchbeträgen zugeſtimmt (Hinweis auf Abſchnitt 4), 
ſo ſind die abgeführten Pauſchbeträge nicht in den 
Lohnkonten aufzuführen; 


b) Abführung,ssſtelle. Abführungsſtelle iſt das Fi⸗ 
nanzamt (Finanzkaſſe), an das der Betrieb (die Be⸗ 
triebſtätte) die Lohnſteuer ſeiner (ihrer) Arbeitnehmer 
abzuführen hat. Das iſt in der Regel das Finanzamt, das 
für die Betriebſtätte örtlich zuſtändig iſt. Betriebſtätte in 
dieſem Sinn iſt der Ort, an dem der Arbeitslohn und die 
Lohnſteuer berechnet und die Lohnſteuerkarten der Arbeit⸗ 
nehmer aufbewahrt werden ($ 43 LSt DB, 8 43 der 
Zweiten StD). Ausnahmsweiſe kann auf Grund 
einer Anordnung 8 41 Abſatz 1 L StD (F 41 Abſatz 1 der 
Zweiten LSITVD) gemäß ein anderes Finanzamt für 
die Lohnſteuerabführung zuſtändig ſein als das örtlich 
zuſtändige Finanzamt. In dieſem Fall ſind auch die er⸗ 
ſparten Lohnteile an dieſes beſonders beſtimmte Finanz⸗ 
amt abzuführen; 


c) Abführungszeitpunkte. Die erſparten Lohn⸗ 
teile ſind immer zu den gleichen Zeitpunkten abzu⸗ 
führen wie die Lohnſteuer. Bei der erſten Abführung 
ſind alle Lohnzuſchläge (Hinweis auf Abſchnitt 3 Buch⸗ 
ſtabe a) abzuführen, die ſeit dem 4. November 1939 nicht 
mehr gezahlt worden ſind; 


Beiſpiel O 
Die in der erſten Hälfte eines Kalendermonats er⸗ 
ſparten Lohnteile ſind bis zum 20. dieſes Kalendermonats, 
die in der Zeit vom 16. bis zum Schluß eines Kalender⸗ 
monats erſparten Lohnteile ſind, vorbehaltlich Beiſpiel D, 
bis zum 5. des folgenden Kalendermonats an das Finanz⸗ 
amt abzuführen. 
Beiſpiel D 
Die in der erſten Hälfte eines Kalendermonats erſpar⸗ 
ten Lohnteile brauchen nicht bis zum 20. dieſes Kalender⸗ 
monats abgeführt zu werden, wenn die Lohnſteuer, die auf 
die erſte Hälfte des Kalendermonats entfällt, für die ſämt⸗ 
lichen Arbeitnehmer der Betriebſtätte insgeſamt nicht mehr 
als 200 RM beträgt. Auf die Höhe der erſparten Lohnteile 
kommt es in dieſem Fall nicht an. Die erſparten Lohnteile 
ſind zuſammen mit den in der zweiten Hälfte des Kalender⸗ 
monats erſparten Lohnteilen und zuſammen mit der Lohn⸗ 
ſteuer bis zum 5. des folgenden Kalendermonats an das 
Finanzamt abzuführen ($ 41 Abſatz 2 LSt DB, § 41 Ab⸗ 
ſatz 2 der Zweiten LSt DO). 
Beiſpiel E 
Aus den Beiſpielen C und D und dem Zeitpunkt der 
Verkündung der Durchführungsverordnung ergibt ſich, daß 
der erſte Abführungszeitpunkt für die erſparten Lohn⸗ 
teile der 5. November 1939 iſt. Die Durchführungsverord⸗ 
nung iſt am 20. Oktober 1939 im Reichsgeſetzblatt verkündet 
worden. Der 20. Oktober 1939 kommt deshalb als Abfüh⸗ 
rungszeitpunkt praktiſch nicht in Betracht. Bis zum 5. No⸗ 
vember 1939 l(erſter Abführungszeitpunkt) find nicht nur die 
auf den Kalendermonat Oktober 1939 entfallenden erſparten 
Lohnteile abzuführen. Abzuführen ſind auch alle Lohn⸗ 
zuſchläge (Abſchnitt 3 Buchſtabe a), die in der Zeit zwiſchen 
dem 4. September und dem 30. September 1939 erſpart 
worden ſind. 


d) Anmeldung. Der Unternehmer (Arbeitgeber) hat 
mit jeder Lohnſteueranmeldung eine Anmeldung 
der erſparten Lohnteile zu verbinden. Eine 
Lohnſteueranmeldung muß der Arbeitgeber unabhängig 
davon abgeben, ob die einbehaltene Lohnſteuer an die 
Kaſſe des Finanzamts abgeführt worden iſt. Sie iſt 
grundſätzlich nach Ablauf eines jeden Kalendermonats, 
ſpäteſtens bis zum 5. des folgenden Kalendermonats ab⸗ 
zugeben (§S 44 LSt DB, § 44 der Zweiten LSt DV O). Die 
Lohnſteueranmeldung muß auch dann abgegeben werden, 
wenn der Arbeitgeber in dem Anmeldungszeitraum Lohn⸗ 
ſteuer nicht einzubehalten braucht. 


Der amtliche Vordruck für die Lohnſteueranmel⸗ 
dung wird ſo geſtaltet werden, daß der Arbeitgeber ohne 
weiteres mit der Lohnſteueranmeldung die Anmeldung 
der erſparten Lohnteile verbinden kann. Die erſparten 
Lohnteile ſind in der Anmeldung in einem Betrag auf⸗ 
zuführen, ohne Rückſicht darauf, ob die Abführungs⸗ 
pflicht auf 81 oder auf 82 der Durchführungsverordnung 
beruht (Hinweis auf Abſchnitt 3). Hat das Finanzamt 
der Abführung von Pauſchbeträgen zugeſtimmt (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 4), ſo muß die Anmeldung auch den 
Pauſchſatz enthalten. In dieſem Fall muß der Arbeit⸗ 
geber auf der Anmeldung verſichern, daß der abzu⸗ 
führende Pauſchbetrag den Lohnerſparniſſen entipricht, 
die er nach gewiſſenhafter Schätzung feſtgeſtellt hat. Der 
amtliche Vordruck der Anmeldung ſieht eine entſprechende 
Verſicherung vor. 


Der Arbeitgeber wird von der Verpflichtung zur Ab⸗ 
gabe von Lohnſteueranmeldungen frei, wenn er Arbeit⸗ 
nehmer, für die er ein Lohnkonto zu führen hat, nicht 
mehr beſchäftigt und das der Kaſſe des Finanzamts mit⸗ 
teilt (§ 44 Abſatz 2 Satz 3 LSIDB, 8 44 Abſatz 2 Satz 3 
der Zweiten LSt DO). Dieſe Befreiung erſtreckt ſich 
nicht auf die Anmeldung der erſparten Lohnteile, wenn 
der Arbeitgeber ſolche Lohnerſparniſſe erzielt hat. 


c) Verletzung der Abführungspflicht. 
Verletzt der Arbeitgeber die Pflicht zur Abführung er⸗ 
ſparter Lohnteile, fo finden die Vorſchriften im 8 45 
LSIDB (8 45 der Zweiten LSt DO) über Unregel⸗ 
mäßigkeiten bei der Lohnſteuerabführung und im 
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8 46 ESt (8 46 der Zweiten LSATBD) über die In⸗ 
anſpruchnahme des Arbeitgebers ſinngemäß An⸗ 
wendung. § 45 LSt B lautet: 

„Bleiben die fälligen Zahlungen .. eines Arbeit⸗ 
gebers aus oder erſcheinen die geleiſteten Zahlungen 
auffallend gering und hat auch eine beſondere Erinne⸗ 
rung keinen Erfolg, ſo hat das Finanzamt den ſäumi⸗ 
gen Betrieb nach §8 50 u. f. außer der Reihe zu prüfen 
und gegebenenfalls die Abführung der einbehaltenen 
Lohnſteuer nach § 325 u. f. der Reichsabgabenordnung 
zu erzwingen. Das Finanzamt kann von einer Prü⸗ 
fung des Betriebs außer der Reihe abſehen, die Höhe 
der rückſtändigen Lohnſteuer nach § 217 der Reichsab⸗ 
gabenordnung ſchätzen und den Arbeitgeber in Höhe 
des geſchätzten Rückſtandes haftbar machen (§ 46).“ 


Die im 8 45 LSDB (§ 45 der Zweiten LStDVO) 
vorgeſehenen Maßnahmen kann das Finanzamt auch 
gegenüber einem Arbeitgeber ergreifen, der mit der Ab⸗ 
führung erſparter Lohnteile ſäumig iſt. Dabei iſt aber 
das folgende zu beachten: 

Es liegt im Weſen der Abführung erſparter Lohn⸗ 
teile, daß die abzuführenden Beträge an den einzelnen 
Abführungszeitpunkten gewiſſen Schwankungen 
unterworfen find. In einem Abführungszeitraum werden 
3. B. viele Überſtunden geleiſtet und deshalb viele 
Überſtundenzuſchläge (Mehrarbeitszuſchläge) erſpart. 
In dem folgenden Abführungszeitraum werden da⸗ 
gegen wenig oder keine Überſtunden geleiſtet und des⸗ 
halb auch nur wenig oder keine überſtundenzuſchläge 
erſpart. In dem einen Fall hat der Unternehmer einen 
großen Betrag an erſparten Lohnteilen abzuführen, in 
dem anderen Fall nur einen geringen Betrag oder gar 
nichts. Aus ſolchen Schwankungen kann deshalb nicht ohne 
weiteres ein Recht des Finanzamts hergeleitet werden, die 
im 8 45 a. a. O. vorgeſehenen Maßnahmen zu ergreifen. 
Es muß der Zuſammenarbeit der Finanzämter mit den 
Reichstreuhändern der Arbeit und der Lohnſteueraußen⸗ 
prüfung vorbehalten bleiben, Verſtößen der Arbeitgeber 
gegen die Abführungspflicht zu begegnen. 

Verletzt der Arbeitgeber ſeine Abführungspflicht, 
führt er insbeſondere erſparte Lohnteile nicht oder nicht 
in voller Höhe ab oder ſtellt er die Pauſchbeträge (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 4) nicht auf Grund gewiſſenhafter 
Schätzung feſt, ſo kann er in ſinngemäßer Anwendung von 
§ 46 LSIDB (8 46 der Zweiten LSt DV) durch das 
Finanzamt in Anſpruch genommen werden. Eine In⸗ 
anſpruchnahme des Arbeitnehmers iſt nicht vorgeſehen. 
Der Arbeitnehmer hat mit der Abführung der erſparten 
Lohnteile nichts zu tun. Er wird auch dann nicht durch 
das Finanzamt in Anſpruch genommen, wenn ihm der 
Arbeitgeber etwa zu Unrecht Lohnzuſchläge für Mehr: 
arbeit uſw. ausgezahlt oder entgegen der Anordnung des 
Reichstreuhänders der Arbeit ſeinen überhöhten Lohn 
nicht geſenkt hat. 

Der Arbeitgeber wird bei Verletzung der Ab⸗ 
führungspflicht durch einen ſchriftlichen Beſcheid 
in Anſpruch genommen. Der Beſcheid entſpricht dem 
Lohnſteuerhaftungsbeſcheid (Hinweis auf § 46 Abſatz 3 
StB, § 46 Abſatz 3 der Zweiten LSADND). Er muß 
außer der Höhe der geforderten erſparten Lohnteile 
enthalten: 

1. eine Belehrung darüber, daß die Anfechtung binnen 
eines Monats zuläſſig iſt und daß die Anfechtung bei 
dem Finanzamt einzulegen iſt, das den Beſcheid 
erlaſſen hat, ’ 1 

2. die Grundlage für die Feſtſetzung der geforderten 
erſparten Lohnteile, ſoweit ſie dem Arbeitgeber noch 
nicht mitgeteilt ſind, 

3. eine Anweiſung, wo und wann die erſparten Lohn⸗ 
teile zu entrichten ſind (Leiſtungsgebot). 

Eines Beſcheids und eines Leiſtungsgebots bedarf es 
nicht, wenn der Arbeitgeber vor dem Finanzamt oder 
vor dem Beauftragten des Finanzamts ſeine Verpflichtung 


zur Abführung der erſparten Lohnteile ſchriftlich an⸗ 
erkannt hat. Eines Beſcheids und eines Leiſtungs⸗ 
gebots bedarf es auch nicht, wenn der Arbeitgeber über die 
von ihm erſparten, aber nicht abgeführten Lohnteile eine 
Anmeldung (Hinweis auf Abſchnitt 7 Buchſtabe d) ab⸗ 
gegeben hat. 


Neben dem Arbeitgeber können durch das Finanz⸗ 
amt ſeine geſetzlichen Vertreter, Bevollmächtigten uſw. 
88 103 bis 109 der Reichsabgabenordnung gemäß in An⸗ 
ſpruch genommen werden. übereignet der Arbeit⸗ 
geber ſeinen Betrieb, ſo haftet der Erwerber neben ihm 
für die erſparten Lohnteile, die ſeit dem Beginn des 
letzten, vor der Übereignung liegenden Kalenderjahrs 
an das Finanzamt abzuführen waren. Wenn der Er⸗ 
werber eines Betriebs in Anſpruch genommen werden 
ſoll, iſt ihm in jedem Fall ein Beſcheid zu erteilen. Das 
gilt auch dann, wenn über die erſparten Lohnteile eine 
Anmeldung vorliegt. 


) Strafvorſchriften. Verletzt der Arbeitgeber ſeine 


Abführungspflicht, ſo ſind die Anwendung des 8 45 
OStD (8 45 der Zweiten LSt Do) und die Inan⸗ 
ſpruchnahme (Hinweis auf Abſchnitt 7 Buchſtabe e) nicht 
die einzigen Mittel, die dem Finanzamt gegen den 
Arbeitgeber zur Verfügung ſtehen. Die Verletzung der 
Abführungspflicht ſteht auch unter einer Straf- 
drohung. 8 6 der Durchführungsverordnung lautet: 


„Wer den Vorſchriften dieſer Verordnung und den 
auf Grund des § 7 erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften 
zuwiderhandelt, wird nach den Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnung über Strafen und Strafverfahren bei Zu. 
widerhandlungen gegen Preisvorſchriften vom 3. Juni 
1939 (RG Bl. 1 S. 999) beſtraft.“ 


Aus dieſer Vorſchrift ergibt ſich, daß Verletzungen der 
Abführungspflicht nach den Grundſätzen des Preis ⸗ 
ſtrafrechts beſtraft werden. Das Preisſtrafrecht iſt 
ſachlich⸗ rechtlich und ver fahrensrechtlich 
maßgebend. Der ſtrafrechtliche Tatbeſtand, das Straf⸗ 
maß und das Strafverfahren ergeben ſich ausſchließlich 
aus der Verordnung über Strafen und Strafverfahren 
bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorſchriften vom 
3. Juni 1939 (RGBl. 1 S. 999). Für das Strafrecht 
der Reichsabgabenordnung iſt daneben kein Raum. Das 
gleiche gilt für das Strafverfahrens recht der 
Reichsabgabenordnung. Die Feſtſetzung von Erzwin⸗ 
gungsſtrafen (8 202 der Reichsabgabenordnung) wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen. 

Die Durchführung des Strafverfahrens und die 
Feſtſetzung der Strafe obliegt den Behörden, die in der 
erwähnten Verordnung vom 3. Juni 1939 als zuſtändig 
bezeichnet ſind. Die Mitwirkung der Finanzbehörden be⸗ 
ſchränkt ſich auf die Aufdeckung der ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen, die Mitteilung der feſtgeſtellten ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen an die zur Beſtrafung berufenen Behörden und 
auf deren etwa erforderliche Unterſtützung bei der Durch⸗ 
führung des Strafverfahrens. Das Gnadenrecht liegt bei 
den zur Beſtrafung berufenen Behörden. Das Recht zur 
Niederſchlagung ſteht den Finanzbehörden zu, weil es ſich 
dabei um eine innere, überwiegend kaſſenmäßige Maß⸗ 
nahme handelt. 


g) Lohnſteuerbeſcheinigung, Lohnzettel. Eine 


ſinngemäße Anwendung der Vorſchriften über die Lohn⸗ 
ſteuerbeſcheinigung (8 47 LSt 7B, 8 47 der Zweiten 
Steed) und über den Lohnzettel (§ 48 LStDB, § 48 
der Zweiten LSt DO) kommt bei der Abführung er- 
ſparter Lohnteile nicht in Betracht. 


8. Erlaß von Verwaltungsvorſchriften 


Im 8 7 der Durchführungsverordnung iſt die Ermächti⸗ 


gung zum Erlaß von Durchführungs⸗ und Ergänzungs⸗ 
vorſchriften vorgeſehen. § 7 lautet: 


„Der Reichskommiſſar für die Preisbildung, der 
Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsarbeits⸗ 
miniſter köunen, gegebenenfalls im gegenſeitigen Gin- 
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vernehmen, zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung Verwaltungsvorſchriften erlaſſen, allgemeine 
Ausnahmen zulaſſen und ſich ergebende Zweifelsfragen 
im Verwaltungsweg entſcheiden.“ 


9. Außerkrafttreten von Anordnungen der Reichstreuhänder 
der Arbeit 

In einzelnen Wirtſchaftsgebieten haben die Reichstreu⸗ 
händer der Arbeit von ſich aus gewiſſe Anordnungen über 
die Behandlung der Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntags- 
Feiertags⸗ und Nachtarbeit und ähnlicher Lohneinſparungen 
getroffen. Es iſt 3. B. angeordnet worden, daß die erſpar⸗ 
ten Lohnteile bei der Reichsbank hinterlegt werden. Dieſe 
Anordnungen treten außer Kraft. § 8 Abſatz 2 der Durch⸗ 
führungsverordnung lautet: 


„Z) Die in einzelnen Wirtſchaftsgebieten er⸗ 
gangenen Anordnungen der Reichstreuhänder der Arbeit 
über die Behandlung der Zuſchläge für Mehrarbeit, 
Sonntags-, Feiertags⸗ und Nachtarbeit und ähnlicher 
Einſparungen treten außer Kraft.“ 


10. Unterrichtung der Arbeitgeber 


Es iſt vorgeſehen, daß alle abführungspflichtigen Arbeit⸗ 
geber von ihrem zuſtändigen Finanzamt ein Rund⸗ 
ſchreiben zugeſandt erhalten. Das Muſter dieſes Nund⸗ 
Ichreibens wird vom Reichsminiſter der Finanzen aufgeſtellt. 
Das Rundſchreiben wird die Arbeitgeber über die Pflichten 
unterrichten, die ihnen nach der Durchführungsverordnung 
obliegen. Grundlage für die Verſendung des Rundſchreibens 
iſt die bei jedem Finanzamt geführte Arbeitgeberkartei. 


Die verfahrens rechtlichen Auswirkungen der Einheitsbewertung 


Von Regierungsrat Schmitt-Degenhardt, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einleitung, 
2. Die verſchiedenen Verfahrensſtufen, 


8. Einmündung des Einheitswerts einer 
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1. Einleitung 


In dem Aufſatz „Der Inhalt der Einheitsbewertung“, 
DStzg 1989 Nr. 35, iſt dargeſtellt worden, welche Dinge 
im Einheitswertverfahren zu entſcheiden 
find. In dem Aufſatz über „Die ſachlich⸗rechtlichen Auswir⸗ 
kungen der Einheitsbewertung“, DStZ 1939 Nr. 40, iſt dar⸗ 
geſtellt worden, welche Steuerarten ſich den Ein⸗ 
heitswert zunutze machen und in welchem Ausmaß 
das geſchieht. Es bleibt nun noch zu erörtern, wie die 
ſteuerliche Verwertung des Einheitswerts 
vor ſich geht, insbeſondere, inwieweit die Ent⸗ 
ſcheidungen des Einheitswertverfahrens 
für die anſchließenden Feſtſtellungs⸗, 
Steuermeß⸗ und Steuerfeſtſetzungsver⸗ 
fahren verbindlich ſind. 


2. Die verſchiedenen Verfahrensſtufen 


Die Berechnung der Steuern, die an den Einheitswert 
anſchließen, wickelt ſich in mehreren Verfahrens ⸗ 
ſtufen ab. 


Beiſpiele: 

A. Die Heranziehung eines Landwirts zur Vermögenſteuer ge⸗ 
ſchieht in zwei Verfahrensſtufen: Einheitswertverfahren über 
den landwirtſchaftlichen Betrieb — Vermögenſteuerveranla⸗ 
gungsverfahren mit Ermittlung des Geſamtvermögens und des 
ſteuerpflichtigen Vermögens und Feſtſetzung der Vermögen: 
ſteuer. 

B. Die Heranziehung eines Mietwohngrundſtücks zur Grund⸗ 
ſteuer geſchieht in drei Verfahrensſtufen: Einheitswertverfah⸗ 
ren über das Grundſtück — Steuermeßverfahren mit Feſt⸗ 
ſetzung des Grundſteuermeßbetrags — Steuerfeſtſetzungsber⸗ 
fahren mit Feſtſetzung der jährlichen Grundſteuer. 

O. Die Heranziehung eines gewerblichen Betriebs mit einem Be⸗ 
triebsgrundſtück zur Gewerbeſteuer geſchieht in vier Verfah⸗ 
rensſtufen: Einheitswertverfahren über das Betriebsgrund⸗ 
ſtück — Einheitswertverfahren über den gewerblichen Betrieb 
— Steuermeßverfahren mit Feſtſetzung des einheitlichen Ge⸗ 
werbeſteuermeßbetrags — Steuerfeſtſetzungsverfahren mit 
Feſtſetzung der Gewerbeſteuer. 

Die erſte Verfahrensſtufe ſchafft die Grundlage für 
die zweite, die zweite ſchafft die Grundlage für die dritte 
uſw. Das Ergebnis der einen Verfahrensſtufe mündet in 
die jeweils folgende ein Man ſpricht hier von Einmün⸗ 
dungsfällen. Dabei kann das Ergebnis der früheren 
Stufe in das Verfahren der folgenden Stufe auch ſchon 
dann übernommen werden, wenn es noch nicht unan⸗ 
fechtbar geworden iſt. Für die Einmündung des 
Einheitswerts einer Untereinheit in das 
Einheitswertverfahren über den gewerb— 


lichen Betrieb Hinweis auf § 218 Abſatz 3 und auf 
§ 231 Abſatz 2 AD; für die Einmündung des Ein⸗ 
heitswerts in ein Steuerveranlagungs⸗ 
er Steu ermeß verfahren Hinweis auf S 218 Ab⸗ 

2 und auf 8232 Abſatz 2 AO; für die Einmündung 
8 Steuermeßbetrags in das Steuerfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren Hinweis auf § 212 b Ab⸗ 
ſatz 2 AO. 

Dieſe Regelung hat den Zweck, die Beſteue⸗ 
rungsgrundlagen nacheinander, ſtufen⸗ 
förmig, feſtzu legen und die einzelnen Elemente der 
Beſteuerung Stufe für Stufe zuſammenzutragen. Die Dinge, 
die auf der Ebene einer Stufe liegen, müſſen 
abſchließend in dem für dieſe Stufe vor⸗ 
geſehenen Verfahren entſchieden werden. Da⸗ 
her iſt jede Stufe mit einem eigenen Rechts ⸗ 
mittelperfahren ausgerüſtet. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 13 des Aufſatzes über „Das Weſen der Einheits 
bewertung“, DStZ 1939 Nr. 33. 

Aus der ſtufenförmigen Anordnung des Verfahrens er— 
gibt ſich, daß eine Verfahrensſtufe an die Ent⸗ 
ſcheid ungen der jeweils vorhergehenden 
Stufe gebunden ſein muß. Die Reichweite dieſer 
Bindung iſt in den einzelnen Einmündungsfällen verſchie⸗ 
den. Sie richtet ſich nach dem Ausmaß, in dem das an⸗ 
ſchließende Verfahren den Einheitswert verwertet. 


3 Einmündung des Einheitswerts einer Untereinheit in das 
Einheitswertverfahren des gewerblichen Betriebs 


Die Bindung der Einheitsbewertung eines gewerblichen 
Betriebs an die Einheitsbewertung einer Untereinheit ergibt 
ſich aus der ſachlich⸗rechtlichen Vorſchrift des 
8 66 Abſatz 4 Satz 2 RBew und aus der ve rfahrens⸗ 
rechtlichen Vorſchrift des 8 218 Abſatz 3 AO. In 
beiden Vorſchriften iſt einfach von der Übernahme des Ein⸗ 
heitswerts die Rede. Das ſoll aber nicht heißen, daß aus dem 
Einheitswertbeſcheid über die Untereinheit nur die Wertfeſt⸗ 
ſtellung zu übernehmen jet. Es iſt vielmehr der geſamte 
Inhalt des Einheitswertbeſcheids der Un⸗ 
tereinheit für die anſchließende Einheitsbewertung des 
gewerblichen Betriebs verbindlich. 

Verbindlich iſt danach die in dem Einheitswertverfahren 
der Untereinheit getroffene Ent ſcheidung über den 
Umfang der Untereinheit. Daher iſt die Frage, 
welche Wirtſchaftsgüter als Beſtandteile oder Zubehör in die 
Untereinheit einzubeziehen ſind und welche Wirtſchaftsgüter 
als Maſchinen oder ſonſtige Betrjebsvorrichtungen anszu⸗ 
ſcheiden und als bewegliche Wirtſchaftsgüter des übrigen 
VBetriebsvermögens anzuſetzen find (8 50 Abſatz 1 Satz 2 
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und 8 58 Abſatz 3 NBewG), abſchließend im Einheits⸗ 

wertverfahren der Untereinheit zu entſcheiden. Hinweis auf 

RFH-Urteile vom 22. Februar 1934 III A 357/33, RStBl. 

1934 S. 261 und 269 und vom 10. Februar 1938 III 215/37, 

RStBl. 1938 S. 537 unter III. Sit ein Gegenſtand bei der 

Einheitsbewertung des Betriebsgrundſtücks oder der Gewerbe⸗ 

berechtigung in das Betriebsgrundſtück einbezogen worden, 

darf er bei der Einheitsbewertung des Betriebs nicht mehr 
beſonders angeſetzt werden. Das gilt auch, wenn das Be⸗ 
triebsfinanzamt der Meinung ſein ſollte, der Gegenſtand ſei 
als Betriebsvorrichtung zu behandeln. Umgekehrt: Iſt ein 

Gegenſtand bei der Einheitsbewertung der Untereinheit aus⸗ 

geſchieden worden, ſo muß er bei der Einheitsbewertung 

des Betriebs beſonders angeſetzt werden. 

Beiſpiele: 

A. Die Bewertungsſtelle hat bei der Einheitsbewertung eines 
Fabrikgrundſtücks ein Keſſelhaus, das tatſächlich eine Betriebs⸗ 
vorrichtung darſtellt, als Gebäude behandelt und daher in das 
Grundſtück einbezogen. Bei der Einheitsbewertung des gewerb⸗ 
lichen Betriebs darf das Keſſelhaus nicht beſonders angeſetzt 
werden. 

B. Die Bewertungsſtelle hat bei der Einheitsbewertung eines 
Warenhausgrundſtücks die Fahrſtuhlanlage, die tatſfächlich 
einen Beſtandteil des Gebäudes darſtellt, als Betriebsvorrich⸗ 
tung angeſehen und daher nicht in das Grundſtück hinein⸗ 
genommen. Bei der Einheitsbewertung des Betriebs muß die 
Fahrſtuhlanlage als bewegliches Betriebsvermögen beſonders 
angeſetzt werden. 

Verbindlich iſt die über die Untereinheit getroffene 
Wertfeſtſtellung. Bei der Einheitsbewertung des Be⸗ 
triebs iſt der für das Betriebsgrundſtück oder die Gewerbe⸗ 
berechtigung feſtgeſtellte Wert zu übernehmen, auch dann, 
wenn er dem Vetriebsfinanzamt unrichtig zu fein ſcheint. 

Verbindlich ſind auch die im Einheitswertverfahren über 
die Untereinheit getroffenen Feſtſtellungen ü ber 
Art und Zugehörigkeit der Untereinheit. Im Ein- 
heitswertverfahren über einen gewerblichen Betrieb kann ein 
Grundſtücknur dannals Teil des Betriebs 
vermögens und damit als Betriebsgrundſtück 
angeſetzt werden, wenn das Grundſtück in dem für ſeine 
Bewertung zuſtändigen Verfahren ausdrücklich als Be⸗ 
triebsgrundſtück und als zu dieſem Betrieb 
gehörig bezeichnet worden iſt. Iſt der dem Betrieb 
dienende Grundbeſitz bei ſeiner Einheitsbewertung ausdrück⸗ 
lich als Grundvermögen bezeichnet worden, ſo kann 
er nicht in den Einheitswert des Betriebs einbezogen wer⸗ 
den (praktiſche Auswirkung: er kann nicht der Aufbrin⸗ 
gungsumlage unterworfen werden). Sit jedoch eine Art⸗ 
feſtſtellung überhaupt unterblieben, kann fie in 
einem Ergänzungsbeſcheid nachgeholt werden (8 216 
Abſatz 2 AO). Bis zum Erlaß des Ergänzungsbeſcheids kann 
das Grundſtück nicht in den Einheitswert des Betriebs einbe⸗ 
zogen werden. Es gibt allerdings auch Fälle, in denen 
der Ausſpruch über die Vermögensart eines Grundſtücks und 
über ſeine Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Betrieb 
überflüſſig iſt. Das gilt z. B. für Grundbeſitz, der 
einer der im 8 56 R BewG genannten Körperſchaften, Ver⸗ 
mögensmaſſen und Perſonenvereinigungen gehört. Dieſe 
Gebilde können nur Betriebsvermögen haben. 
Ihr Vermögen bildet einen gewerblichen Betrieb. 
Ihre Grundſtücke ſind von Geſetzes wegen, auch ohne 
Ausſpruch der Behörde, Betriebsgrundſtücke und immer dem 
einen gewerblichen Betrieb dieſes Gebildes zugehörig, Hin⸗ 
weis auf RF H⸗Urteil vom 5. April 1929, RStBL. 1929 S. 409. 
Dasſelbe kann gelten, wenn die Zugehörigkeit des 
Grundſtücks zu einem beſtimmten Betrieb nach feiner Be⸗ 
ſchaffenheit ganz offenſichtlich, allen Betei⸗ 
ligten klar und unſtreitig iſt. Hinweis auf NFS- 
Urteile vom 19. Juni 1935 III A 147735, RStBL. 1935 
S. 1121, und vom 10. März 1938 III 246/37, RStBl. 1938 
S. 526. In dieſen Fällen kann und muß die Einheitsbewer⸗ 
tung des Betriebs den dem Betrieb dienenden Grundbeſitz 
auch dann als Betriebsgrundſtück einrechnen, 
wenn bei der Grundſtücksbewertung die Zugehörigkeit zum 
Betriebsvermögen nicht ausgeſprochen iſt. 


Verbindlich iſt auch die in dem Einheitswertbeſcheid über 
die Untereinheit getroffene Zurechnungsfeſtſtel⸗ 
lung. Die Einheitsbewertung des Betriebs kann eine Ge⸗ 
werbeberechtigung oder ein Betriebsgrundſtück nur dann ein⸗ 
rechnen, wenn die Untereinheit ausdrücklich dem Eigentümer 
des Betriebs oder ſeiner Ehefrau zugerechnet worden iſt. 
Hinweis auf § 2 Abſatz 2, 824 RBewG. 


4. Einmündung des Einheitswerts in das Steuerveranla⸗ 
gungsverfahren 

Als Fälle, in denen der Einheitswert unmittelbar 
in ein Steuerfeſtſetzungsverfahren einmündet, ſollen hier 
Vermögenſteuer, Aufbringungsumlage, Erbſchaftſteuer und 
Einkommenſteuer behandelt werden. 

Allen dieſen Fällen iſt gemeinſam, daß die Entſchei⸗ 
dung über die Steuerpflicht und über eine 
gegebenenfalls eintretende Steuerbefrei⸗ 
ung immer im Steuerveranlagungsverfah⸗ 
ren, nicht im Einheitswertber fahren zu 
treffen iſt. Die Mitteilung des Finanzamts, daß die Ein⸗ 
heitswertfeſtſtellung unterbleibe oder daß der Einheitswert 
auf 0 RM feſtgeſtellt werde, weil Steuerfreiheit gegeben ſei, 
iſt kein Freiſtellungsbeſcheid. Sie hindert das Finanzamt 
nicht, den Einheitswert nachträglich richtig feſtzuſtellen und 
die Steuer nachzufordern. Hinweis auf RFH-Urteil vom 
29. Oktober 1937 III 260/87, RStBl. 1937 S. 1207. 


a) Vermögenſteuer 


„Die Veranlagung der Vermögenſteuer verlangt die Er⸗ 
mittlung des Geſamtvermögens oder des 
Inlandvermögens. Dabei können Vermögensteile, 
die den Vermögensarten Land- und Forſtwirtſchaft, Grund⸗ 
vermögen und Betriebsvermögen angehören, nur dann zum 
Geſamtvermögen gerechnet werden, wenn für ſie ein Ein⸗ 
heitswert feſtgeſtellt worden iſt. Entſprechend kann in⸗ 
ländiſches Betriebsvermögen nur dann zum Inlandver⸗ 
mögen eines beſchränkt Steuerpflichtigen gerechnet werden, 
wenn dieſes im Einheitswertverfahren über das 
im Inland betriebene Gewerbe ausdrücklich feſtgeſtellt wor⸗ 
den iſt. Hinweis auf RFH-Urteil vom 11. Mai 1939 III 67/88, 
RStbBl. 1939 S. 805. 

Das Verfahren zur Veranlagung der Vermögenſteuer iſt, 
obwohl § 75 Abſatz 3 RBewG und 8 218 Abſatz 2 AO nur 
von dem Anſatz bzw. der Zugrundelegung des Einheits⸗ 
werts ſprechen, doch in allen die Einheit betref⸗ 
fenden Fragen an die Feſtſtellungen des 
Einheitswertbeſcheids gebunden. Verbindlich 
iſt die Wertfeſtſtellung. Der Wert iſt, auch wenn ihn 
die Veranlagungsſtelle für unrichtig hält, zu übernehmen. 
Die Artfeſtſtellung hat für die Vermögenfteuer keine 
Bedeutung. Die Vermögenſteuer behandelt alle Vermögens⸗ 
arten gleich. Verbindlich iſt auch die Zurechnungs⸗ 
feſtſtellung. Nur der Steuerpflichtige kann mit den 
genannten Vermögensteilen zur Vermögenſteuer herangezo⸗ 
gen werden, auf deſſen Namen die Zurechnungsfeſtſtellung 
des Einheitswertbeſcheids lautet. Damit iſt praktiſch auch die 
Entſcheidung über das Vorhandenſein, über 
die Exiſtenz des Steuerſubjektsder Vermögen⸗ 
ſteuer in das Einheitswertverfahren verlagert. Das gilt 
insbeſondere für die in 8 56 Abſatz 1 Ziffern 1 bis 6 R BewG 
und 81 Abſatz 1 Ziffer 2 VSt genannten Körperſchaf⸗ 
ten, Perſonenvereinigungen und Vermö⸗ 
gensmaſſen. Mit der im Einheitswertverfahren zu 
treffenden Entſcheidung über das Vorhandenſein eines ge⸗ 
werblichen Betriebs dieſer Gebilde iſt die Entſcheidung über 
die Exiſtenz des Gebildes ſelbſt verbunden. Eine GmbH 
3. B. iſt im Vermögenſteuerverfahren als beſtehend und da⸗ 
mit als Steuerſubjekt zu behandeln, wenn und ſolange für 
ſie ein Einheitswert beſteht. 

Schließlich iſt auch die Behandlung der Schul⸗ 
den bei der Einheitsbewertung maßgebend für die Behand⸗ 
lung der Schulden im Vermögenſteuerverfahren. Iſt eine 
Schuld bei der Einheitsbewertung als Betriebsſchuld 
anerkannt worden, ſo iſt ihr Abzug bei Ermittlung des Ge⸗ 
ſamtvermögens ausgeſchloſſen. Iſt eine Schuld bei der Ein⸗ 
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heitsbewertung nicht als Betriebsſchuld anerkannt worden, 

ſo ſteht ihrer Geltendmachung bei der Ermittlung des Ge⸗ 

ſamtvermögens auch dann nichts im Wege, wenn die Ein⸗ 

heitswertfeſtſtellung inſoweit unrichtig iſt. Hinweis auf 

7 vom 13. Mai 1931 III A 613/30, StuW 1932 
r. 1103. 


b) Aufbringungsumlage 

Das Aufbringungsverfahren hat nach der Neugeſtaltung 
der Aufbringungsumlage durch die AufbrümlVO 1937 kaum 
noch eigene Entſcheidungen zu treffen. Es iſt in faſt allen 
Dingen an die Entſcheidungen des Vermögenſteuerverfahrens 
oder des Einheitswertverfahrens gebunden. 

Soweit die perſönliche Aufbringungs⸗ 
pflicht mit der Vermögenſteuerpflicht übereinſtimmt (8 1 
Abſatz 1 VO), entſcheidet das Vermögenſteuerver⸗ 
fahren auch über die perſönliche Aufbringungspflicht. Wer 
zur Vermögenſteuer veranlagt iſt, kann im Aufbringungs⸗ 
verfahren nicht geltend machen, daß er der perſönlichen Auf- 
bringungspflicht nicht unterliege. Hinweis auf RFH-Urteil 
vom 2. April 1936 III A 167/36, RStBl. 1936 S. 408. Und 
wie das Vermögenſtenerverfahren mit einem gewerblichen 
Betrieb nur den zur Vermögenſteuer heranziehen kann, auf 
den der Einheitswertbeſcheid über den Betrieb in ſeiner Zu⸗ 
rechnung lautet, ſo kann auch das Aufbringungsverfahren 
nur den als Steuerpflichtigen heranziehen, dem der Betrieb 
bei der Einheitsbewertung zugerechnet worden iſt. Hin⸗ 
weis auf RF H⸗Urteil vom 21. März 1935 III A 389/34, 
RStBl. 1985 S. 919. 

Soweit die perſönliche Aufbringungs⸗ 
pflicht über die Vermögenſteuerpflicht hinausgeht (§ 1 
Abſätze 2 und 3 VO), iſt ihre Beſtimmung in weitgehendem 
Maß abhängig von der Einheitsbewertung. Eine 
Offene Handelsgeſellſchaft oder eine ähnliche Mitunter- 
nehmerſchaft kann nur dann als aufbringungspflichtig be⸗ 
handelt werden, wenn zuvor für ſie ein Einheitswert feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. Iſt bei der Einheitsbewertung Vermögen 
als Betriebsvermögen einer Offenen Handelsgeſellſchaft be⸗ 
wertet worden, ſo kann im Aufbringungsverfahren nicht 
geltend gemacht werden, daß die Offene Handelsgeſellſchaft 
ſteuerrechtlich nicht beſtehe. Hinweis auf RFH-Urteil vom 
13. September 1929 I A b 871/28, Mrozek⸗Kartei, R. 73 zu 
§2 Aufbringungsgeſetz. Iſt umgekehrt der Einheitswert für 
Betriebsvermögen nicht auf den Namen einer Offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft, ſondern unmittelbar anteilig auf die Namen 
der Beteiligten feſtgeſtellt worden, ſo kann nicht die Offene 
Handelsgeſellſchaft, ſondern müſſen die Beteiligten unmittel- 
bar zur Aufbringung herangezogen werden. Hinweis auf 
NH-Urteil vom 15. Oktober 1931 III A 279/30, NRStBl. 
1931 S. 959. Ebenſo kann eine öffentliche rechtliche 
Körperſchaft nur dann mit einem gewerblichen Betrieb 
oder einem werbenden Betrieb zur Aufbringung 
herangezogen werden, wenn zuvor für den gewerblichen Be⸗ 
trieb bzw. für den werbenden Betrieb ein Einheitswert feſt⸗ 
geſtellt worden ift. Hinweis auf 8 6 Abſatz 2 VO. 5 

Auch die ſachliche Aufbringungspflicht iſt 
im Einheitswertverfahren vorbeſtimmt. So iſt insbeſondere 
die Frage, ob Betriebsvermögen vorliegt (8 A 
Abſatz 3 Ziffer 1 VO), im Einheitswertverfahren zu ent⸗ 
ſcheiden. Dieſe Entſcheidung iſt für das Aufbringungsver⸗ 
fahren bindend. Hinweis auf RFH-Urteil vom 10. Februar 
1938 III 19937, RStBl. 1938 S. 395. Damit iſt auch die 
Entſcheidung darüber, ob ein (aufbringungsfreier) land⸗ 
wirtſchaftlicher Nebenbetrieb oder ein (auſ⸗ 
bringungspflichtiger) gewerblicher Betrieb vorliegt, im 
Einheitswertverfahren zu treffen. Hinweis auf RFH-Urteil 
vom 7. Dezember 1932 III A 3/32, Mrozek⸗Kartei N. 139 zu 
$ 2 des Aufbringungsgeſetzes. Schließlich iſt auch darüber, 
ob ein aufbringungspflichtiger Betrieb ſchon oder noch 
beſteht, abſchließend im Einheitswertverfahren zu be⸗ 
finden. Die Entſtehung eines neuen Betriebs 
iſt für die Aufbringung ſo lange unbeachtlich, als nicht ein 
Einheitswert feſtgeſtellt iſt. Die Auflöſungeines Be⸗ 
triebs iſt für die Aufbringung ſo lange unbeachtlich, als 
ſie nicht zu einer Fortſchreibung des Einheitswerts auf 


0 RM bzw. zu einer Löſchung des Einheitswerts geführt hat. 
Hinweis auf R§H⸗Urteil vom 5. Februar 1931 III A 72/29, 
Mrozek⸗Kartei R. 117 zu § 2 des Aufbringungsgeſetzes. 
Über das Vorhandenſein eines werbenden 
Betriebs (§ 4 Abſatz 3 Ziffer 2 VO) entſcheidet ebenfalls 
allein das Einheitswertverfahren. Hinweis auf § 6 Ab- 
ſatz 2 VO. t 

Auch für die Befreiung von der fahliden 
Aufbringungspflicht (§ 5 VO) kommt es auf die 
Feſtſtellungen der Einheitsbewertung an. So iſt darüber, ob 
und inwieweit ein gemeinnütziger, mildtätiger 
oder kirchlicher Verein einen wirtidaft- 
lichen Geſchäftsbetrieb unterhält (8 5 Ziffer 1 
BO), mit bindender Wirkung für die Aufbringung im Ein- 
heitswertverfahren zu entſcheiden. Hinweis auf RöH⸗Urteil 
vom 2. April 1936 III A 167/35, RStBl. 1936 S. 408. Auch 
dafür, ob ein Betriebsgrundſtück ein aufbringungsfreies 
land- und forſtwirtſchaftliches Grundſtück der im 8 57 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 2 RBewö bezeichneten Art iſt (8 5 Ziffer 2 VO), 
iſt die bei der Einheitsbewertung des Grundſtücks getroffene 
Artbezeichnung maßgebend. Ein ſolches Betriebs- 
grundſtück iſt mit ſeinem Einheitswert aus dem aufbrin⸗ 
gungspflichtigen Betriebsvermögen auszuſcheiden (8 6 Ab⸗ 
ſatz 1 Satz 2 VO). Hinweis auf das vorgenannte Urteil. 
Weiter iſt auch die Frage, ob in dem Einheitswert des Be⸗ 
triebs ein echter, aufbringungsbefreiter Mit⸗ 
unternehbmeranteil enthalten iſt (8 5 Ziffer 3 VO), 
danach zu beurteilen, wie die Beteiligung im Bewertungs⸗ 
verfahren behandelt worden iſt. Gegebenenfalls iſt ſie mit 
dem Wert, der für ſie in dem einheitlichen Feſtſtellungsver⸗ 
fahren über den Betrieb der Mitunternehmerſchaft feſtge⸗ 
ſtellt worden iſt (§ 216 Abſatz 1 Ziffer 2 Satz 2 AO), auszu⸗ 
ſondern. Hinweis auf RF H⸗Urteil vom 13. Mai 1931 III A 
280/29, RStBl. 1932 S. 243. Schließlich muß meines Er⸗ 
achtens auch die Frage, ob Betriebsvermögen der Aus- 
übung eines freien Berufs dient und daher auf⸗ 
bringungsbefreit iſt (8 5 Ziffer 4 VO), im Einheitswert⸗ 
verfahren abſchließend entſchieden werden. 


c) Erbſchaftſteuer 


Bei der Ermittlung der ſteuerpflichtigen Bereicherung 
iſt Grundbeſitz § 22 Abſatz 2 ErbStG gemäß mit den für ihn 
feſtgeſtellten Einheitswerten anzuſetzen. Dabei übernimmt 
die Erbſchaftſteuerbehörde aus dem Einheitswertbeſcheid 
nur den Wert. An die übrigen Feſtſtellun⸗ 
gen des Einheitswertbeſcheids iſt ſie nicht gebunden. 
Insbeſondere hat ſie ſelbſtändig darüber zu entſcheiden, 
wer im Zeitpunkt der Entſtehung der Erbſchaftſteuerſchuld 
Eigentümer des Grundbeſitzes war. Hinweis auf R§H⸗ 
Urteile vom 22. Juli 1932 Ve A 113/31, RStBl. 1932 
0 an vom 3. Oktober 1935 III e A 57/35, RStBl. 1935 


d) Einkommenſteuer 

Die Beſtimmungen der Verordnung über die Auf— 
ſtellung von Durchſchnittſätzen für die Ermittlung des Ge⸗ 
winns aus Land» und Forſtwirtſchaft vom 31. Dezember 
1936 find 8 8 Abſatz 1 VO gemäß nur anzuwenden auf Be⸗ 
triebe, die bei der Einheitsbewertung als 
landwirtſchaftliche Betriebe (Einheiten der 
Unterart Landwirtſchaft) bewertet worden find. Die Art⸗ 
bezeichnung im Einheitswertbeſcheid darf daher nicht 
einfach lauten „land und forſtwirtſchaftlicher Betrieb“, ſie 
muß vielmehr auch die Unterart angeben. Dieſe Art⸗ 
bezeichnung iſt dann entſcheidend für die Anwendbarkeit der 
Verordnung. Wegen der weiteren Einzelheiten Hinweis auf 
§8 Abſätze 2 bis 4 VO. 

Auch die Anwendbarkeit der Verordnung über die Be⸗ 
meſſung des Nutzungswerts der Wohnung im eigenen Ein⸗ 
familienhaus vom 26. Januar 1937 iſt abhängig von der in 
dem Einheitswertverfahren über das Grundſtück getroffenen 
Artfeſtſtellung. Sie iſt nur dann anwendbar, wenn das 
Grundſtück im Einheitswertbeſcheid ausdrücklich als Ein» 
familienhaus bezeichnet worden iſt. Hinweis auf 
§1 O. (Fortſetzung folgt.) 


Eildien ſt⸗ Nachrichten 


Zum Steuergulſchein-Uerfahren 
Wohnungsbaugenoſſenſchaften 

Die Tätigkeit von Baugenoſſenſchaften beſchränkt ſich oft 
darauf, Bauaufträge an Bauunternehmer zu vergeben und die 
erſtellten Wohnungen an die Mitglieder der Genoſſenſchaft zu ver⸗ 
mieten. Solche Wohnungsbaugenoſſenſchaften haben nach der 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs keine Einkünfte aus Gewerbe⸗ 
betrieb, ſondern Einkünfte aus „ſelbſtändiger Arbeit“. Wohnungs⸗ 
baugenoſſenſchaften, bei denen dieſe Vorausſetzung zutrifft, ſind 
infolgedeſſen nicht gewerbliche Unternehmer im Sinn des Neuen 
Finanzplans. Sie ſind weder zur Annahme von Steuergutſcheinen 
verpflichtet noch zur Bezahlung in Steuergutſcheinen 
berechtigt. Bus. 


Ziel der Schätzung nach 5 217 AO 


9 217 AD gemäß find die Beſteuerungsgrundlagen, ſoweit fie 
nicht ermittelt oder berechnet werden können, zu ſchätzen. Der⸗ 
artige ſteuerliche Schätzungen ſind oft Gegenſtand des Streites 
zwiſchen Finanzbehörde und Steuerpflichtigen. Es werden im 
Einzelfall allerlei Einwendungen gegen die Schätzung erhoben. Oft 
wird geltend gemacht, daß der Schätzung nur das zugrunde gelegt 
werden dürfe, was mit einiger Sicherheit nachgewieſen 
werden könne. In einem derartigen Streitfall hat der Reichsfinanz⸗ 
hof grundſätzlich dazu Stellung genommen, welches das Ziel der 
Schätzung nach § 217 AO iſt (Urteil vom 19. Juli 1939 VI 279/39, 
RStBl. 1939 S. 900). 


Als Ziel der Schätzung hat der Reichsfinanzhof in dem Urteil 
herausgeſtellt, daß nach dem Gebot der Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung Steuerpflichtige, deren Beſteuerungsgrund⸗ 
lagen § 217 AO gemäß geſchätzt werden müſſen, ſteuerlich nicht 
beſſer geſtellt werden dürfen als die Steuerpflichtigen, deren Be⸗ 
ſteuerungsgrundlagen auf Grund gewiſſenhafter Buchführung 
u. dgl. genau ermittelt werden können. Es müſſen zu dieſem 
Zweck der Schätzung das Einkommen, Vermögen 
uſw. zugrunde gelegt werden, das unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Umſtände die größte Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit der Richtigkeit für ſich hat. Dieſes 
Ziel läßt ſich — insbeſondere wenn der Steuerpflichtige ſelbſt durch 
ſein Verhalten, z. B. dadurch, daß er Aufzeichnungen beſeitigt hat, 
die genaue Ermittlung der Beſteuerungsgrundlagen unmöglich ge⸗ 
macht hat — oft nur durch griffweiſe Schätzung erreichen. Es würde 
eine Überſpannung der Anforderungen an die Pflicht der Finanz⸗ 
behörde zur amtlichen Wahrheitsermittlung bedeuten, wenn in 
ſolchem Fall die Finanzbehörde umſtändliche und zeitraubende 
Ermittlungen anſtellen müßte, um dem Steuerpflichtigen die 
e eee mit einiger Sicherheit nachweiſen zu 
onnen. — 


fein Süumniszujchlag bei Wehrmachtangehörigen 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß vom 
21. Oktober 1939 (8 1296 — 72 III R) angeordnet: 


Von Steuerpflichtigen, die der Wehrmacht angehören (aktive 
Wehrmachtangehörige, Wehrpflichtige des Beurlaubtenſtands, 
die in den aktiven Wehrdienſt eingeſtellt worden find, und 
ſonſtige Perſonen, die in den aktiven Wehrdienſt eingeſtellt wor⸗ 
den ſind), iſt ein Säumniszuſchlag nicht zu erheben. Tr. 


krſatz für entgangene oder entgehende Einnahmen als 
außerordentliche Einkünfte 


Außerordentliche Einkünfte unterliegen den beſonderen Steuer⸗ 
ſätzen des § 84 EStG, wenn das Einkommen des Steuerpflichti⸗ 
gen 6 000 RM überſteigt. Als außerordentliche Einkünfte in 
dieſem Sinn kommen nach $ 34 Abſatz 2 Ziffer 8 u. a. in Betracht 
Entſchädigungen im Sinn von $ 24 Ziffer 1 EStG. Es handelt 
ſich hier u. a. um Entſchädigungen, die als Erſatz für entgangene 
oder entgehende Einnahmen gewährt worden ſind. 


Es iſt zweifelhaft geworden, ob die Anwendung des 8 84 

EStG in dieſen Fällen davon abhängt, daß 

a) der Steuerpflichtige auf die entgangenen oder entgehenden 
Einnahmen, für die er eine Entſchädigung erhalten hat, einen 
Rechtsanſpruch gehabt hat, 

b) es ſich bei den entgangenen oder entgehenden Einnahmen um 
ſolche Bezüge handelt, die dem Steuerpflichtigen inner⸗ 
halb mehrerer Kalenderjahre zugefloſſen wären. 
Der Reichsfinanzhof hat in einem Urteil vom 8. September 

1939 IV 87/88 8, das in der amtlichen Sammlung der Entſchei⸗ 

dungen des Reichsfinanzhofs veröffentlicht werden wird, im Ein⸗ 

vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen das folgende 
entſchieden: 


Zu a: Der Begriff „Entſchädigung für entgehende Ein⸗ 
nahmen“ (§ 24 Ziffer 1 Buchſtabe a EStG) ſetzt keinen aus⸗ 
drücklichen Rechtsanſpruch auf die entgehenden Ein⸗ 
nahmen voraus. Es genügt, daß der Empfänger der Entſchädi⸗ 
gung nach den Umſtänden des Falls tatſächlich mit der Er⸗ 
zielung von Einnahmen rechnen konnte. 

Zu b: Sinn und Zweck der Vorſchriften im 8 34 EStG 
ſprechen dafür, daß eine unter § 24 Ziffer 1a EStG fallende 
Entſchädigung nur dann als außerordentliche Einkunft anzuſehen 
iſt, wenn durch ſie Einnahmen abgegolten werden, 
die ſich auf mehrere Kalenderjahre verteilt 
hätten. Nur bei der Zuſammenfaſſung von laufenden Ein⸗ 
nahmen, die ſich über mehrere Kalenderjahre erſtreckt hätten, in 
einer Abfindung kommt es zu einer unverhältnismäßig hohen 
Staffelung des Steuerſatzes gegenüber den Steuerſätzen, die bei 
dem regelmäßigen Zufließen der laufenden Einnahmen jeweils 
anzuwenden geweſen wären. Eine Abfindung für Einnahmen, die 
in einem Kalenderjahr zugefloſſen wären und deshalb nach der 
Einkommenſteuertabelle hätten verſteuert werden müſſen, kann 
nach dieſen Grundſätzen nicht als außerordentliche Einkunft 
angeſehen und nicht nach den beſonderen Steuerſätzen des 8 34 
EStG beſteuert werden. Oe. 


Erweiterung der Zahlungspflicht bei der Judenvermögens⸗ 
abgabe 


Den Juden war im November 1938 die Zahlung einer Kon⸗ 
tribution von einer Milliarde Reichsmark auferlegt worden. Dem⸗ 
entſprechend iſt von den Juden deutſcher Staatsangehörigkeit und 
von den im Deutſchen Reich lebenden ſtaatenloſen Juden eine 
Judenvermögensabgabe erhoben worden. Die Abgabe 
iſt zunächſt auf 20 v. H. des Vermögens feſtgeſetzt worden. Eine 
Beſchränkung oder eine Erweiterung der Zahlungspflicht war für 
den Fall vorgeſehen, daß das Aufkommen von einer 
Milliarde Reichsmark überſchritten oder nicht erreicht 
werden ſollte. 

Die bisherigen Zahlungseingänge laſſen erkennen, daß 
der Betrag von einer Milliarde Reichsmark nicht erreicht wer⸗ 
den wird. Der letzte Teilbetrag war am 15. Auguſt 1989 fällig. 
Zur Vervollſtändigung des Aufkommens iſt die Erhebung eines 
weiteren Teilbetrags erforderlich. Durch eine Verord⸗ 
nung des Reichsminiſters der Finanzen vom 19. Oktober 1939 
(RGBl. I S. 2059, RESULT. S. 1054) iſt die Abgabe von 20 v. H. auf 
25 b. H. des Vermögens erhöht worden. Der Unterſchieds⸗ 
betrag von 5 v. H. des Vermögens iſt am 15. November 1989 fällig 
und an dieſem Tag von allen abgabepflichtigen Juden zu ent⸗ 
richten. 

Alle bisher über die Judenvermögensabgabe ergangenen 
Vorſchriften finden auch auf dieſe Zahlung Anwendung. Für die 
Annahme von Wertpapieren wird ein beſonderer Kurszettel auf⸗ 
geſtellt werden. Der weitere Teilbetrag iſt ohne beſondere 
Aufforderung zu zahlen. Abgabepflichtig bleiben alle Juden, 
bei denen am 12. November 1938 die Vorausſetzungen für die Ab⸗ 
gabepflicht vorlagen. iur 
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Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe. Die Mitteilung von der Einſtellung der 
Ausgabe von Steuergutſcheinen bewirkte eine ſtarke Nachfrage. 
Steuergutſcheine ſtanden im Mittelpunkt des Intereſſes am 
Rentenmarkt. Steuergutſcheine I ſtiegen beträchtlich. 

Kursſtand vom 25. Oktober 1939: Steuergutſcheine I: 
Dezember 1939 991/,; Januar 1940 988; Februar 98,35 bis 98,40; 
März 98 bis 98,30; April 97,70 bis 98,05; Mai 97,65 bis 98. — 
Steuergutſcheine II: Juni 94; Juli 94; Auguſt und 
September je 94; Oktober 93 /; November 93,25. 


Aufnahme des Girbüberweiſungsverkehrs zwiſchen Reichsbank 
und Reichskreditkaſſen. Die Reichsbank teilt mit, daß der Giro⸗ 
überweiſungs verkehr zwiſchen den Reichsbank⸗ 
anſtalten und den Reichskreditkaſſen, die in Polen 
errichtet wurden, aufgenommen wurde. Die Überweifung 
erfolgt auf Grund eines roten Überweiſungsſchecks, 
der, wie üblich, mit der Durchſchrift der Reichsbankanſtalt zu 
übergeben iſt, die das Konto führt. Die Beträge, die von den 
Reichskreditkaſſen eingehen, werden dem Kontoinhaber von ſeiner 
Bankanſtalt gutgeſchrieben. Reichskreditkaſſen wurden bis⸗ 
her in den folgenden Orten errichtet, Lodz, Graudenz, Bromberg. 
Gneſen, Hohenſalza, Kaliſch. Konitz, Krakau, Liſſa, Oſtrowo, Poſen, 
Preußiſch Stargard, Tarnow, Thorn, Tſchenſtochau. Gotenhafen. 


Deviſenverkehr mit den beſetzten ehemals polniſchen Gebieten. 
Die Deviſengrenze zwiſchen dem Deutſchen Reich und den 
beſetzten polniſchen Gebieten wurde grundſätzlich aufgehoben. 

Die Uberweiſung von Reichsmarkbeträgen zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und den beſetzten Gebieten kann ohne Ge⸗ 
nehmigung erfolgen. Dasſelbe gilt für die Mitnahme 
von Zahlungsmitteln über die Grenze. Der Zah⸗ 
lungs verkehr ſoll ſich jedoch grundſätzlich im Uberwei⸗ 
ſungsweg vollziehen. Reichs kreditka ſenſcheine 
werden im Reich nur zur Mitnahme von Barbeträgen im 
Reiſe⸗ und Grenzverkehr abgegeben. — Die Einfuhr 
von Waren kann ohne Deviſenbeſcheinigung und die 
Ausfuhr von Waren ohne Exportvalutaerklärun⸗ 
gen erfolgen. — Deviſen beſchränkungen bleiben beim 
Kapitalverkehr beſtehen. Es bedürfen zum Beiſpiel Ver⸗ 
fügungen über Sperrguthaben bei Kreditinſtituten des 
Reichs der Genehmigung. Das gilt auch für Verfügungen über 
Wertpapiere. — Alle Beſchränkungen entfallen im 
Verkehr zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oſtoberſchleſien. 
— Die Durchführung der Deviſenwirtſchaft erfolgt in Oſtober⸗ 
ſchleſien durch die Deviſenſtelle Troppau in den übrigen 
beſetzten Gebieten durch die Deviſenſtelle Ober⸗Oſt, die 
beim Oberbefehlshaber Oſt, Oberverwaltungschef, eingerichtet 
wurde. 


Deckung des Kriegsriſikos in der Lebensverſicherung. Das 
Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherungen hat Richtlinien über 
die Deckung des Kriegsriſikos in der Lebensverſiche⸗ 
rung erlaſſen. Das Kriegsriſiko wird danach von den Geſellſchaf⸗ 
ten ball übernommen. Ausnahmen bilden Verſicherungsſummen, 
die 100 000 Reichsmark überſteigen. 1 713 

Die Deckung einer etwajgen Überſterblichkeit im 
Krieg fol durch Umlage verfahren erfolgen. Alle Verſiche⸗ 
rungsnehmer ſollen dazu herangezogen werden. Vorſchüſſe 
dürfen auf die Umlage noch nicht erhoben werden. Die Geſell⸗ 
ſchaften haben jedoch eine Kriegs rückſtellung zu bilden. 
Dieſe iſt ſpäter auf die Umlage anzurechnen. N 

Ein einmaliger Gefahrenzuſchlag wird für das 
Neugeſchäft nach dem 1. September 1939 erhoben. Der Zu⸗ 
ſchlag ift geſtaffelt. Er liegt zwiſchen 10 und 80 vom Tauſend der 
Verſicherungsſumme. Verſicherungen bis zu 500 Reichsmark 
unterliegen keinem Zuſchlag. 


Verkehr 


Leipziger Frühjahrsmeſſe 1940 findet ſtatt. Die Leipziger 
Frühjahrsmeſſe mit der Muſtermeſſe 1940 findet bom 3. bis 
8. März 1940 und die Große Techniſche Meſſe und Baumeſſe vom 
3. bis 11. März 1940 ſtatt. Wie die diesjährige Leipziger Herbſt⸗ 
meſſe trotz der herrſchenden politiſchen Hochſpannung in den 
letzten Auguſttagen 1939 programmgemäß abgewickelt wurde. 
wird auch die Leipziger Frühjahrsmeſſe 1940 zum vorgeſehenen 
Zeitpunkt ſtattfinden. Gerade in Zeiten kriegeriſcher Verwick⸗ 
lungen tritt die Leipziger Meſſe in ihrer Bedeutung für den 
Deutſchen Export beſonders klar hervor. 


Verkehrsvergünſtigungen für Danzig und Oſtoberſchleſien. Ab 
25. September 1939 iſt das Anwendungsgebiet des Deutſchen Eiſen⸗ 
bahngüter⸗ und Tiertarifs auf das Gebiet der ehemaligen Freien 
Stadt Danzig und auf Oſtoberſchleſien ausgedehnt worden. Der 
Hafen Danzig iſt nunmehr durch die Einbeziehung in die See⸗ 
hafentarife den anderen Deutſchen Seehäfen gleichgeſtellt. 


WoHW⸗Poſtwertzeichen. Zum Kriegswinterhilfswerk 1939/0 
gibt die Deutſche Reichspoſt die folgenden Poſtwertzeichen heraus: 


3 ＋ 2 5 Rcfg mit dem Bild der Burg Elbogen a. d. Eger, 
4 ＋ 3 7 Röcfg mit dem Bild der Burg Drachenfels a. Rh., 
5+ 3 8 Rßfg mit dem Bild der Kaiſerpfalz zu Goslar, 

8 ＋ 4 = 12 RPfg mit dem Bild des Römers in Frankfurt, 

12 ＋ 6 = 18 Rpfg mit dem Bild des Landhauſes in Klagenfurt, 
15 ＋ 10 = 25 RPfg mit dem Bild der Ruine Schreckenſtein 


bei Auſſig, 
25 ＋ 15 = 40 RPfg mit dem Bild der Feſte Salzburg, 
40 ＋ 85 75 RPfg mit dem Bild der Burg Hohentwiel. 


Außerdem werden ſechs WHW⸗Poſtkarten zu 6 7 4 — 10 RRfg 
mit den Bildern führender Deutſcher Männer und eine WHW⸗ 
Poſtkarte mit dem Bild der Marienkirche in Danzig herausgegeben. 


Poſtdienſt mit Oſtoberſchleſien. Nach den wichtigſten Orten 
Oſtoberſchleſiens ſind ab ſofort Briefe und Poſtkarten zu den 
innerdeutſchen Gebühren zugelaſſen. 


Luſtpoſtdienſt. Der Luftpoſtdienſt iſt auf den folgenden Linien 

wieder eröffnet worden: 

Berlin — Kopenhagen, 

Berlin — Stockholm, 

Berlin — Danzig — Königsberg, 

Berlin —Wien—Budapeſt— Belgrad — Sofia — Saloniki, 

Berlin — München — Venedig Rom. 
Luftpoſt brief ſendungen nach dem Inland und nach dem euro» 
päiſchen Ausland werden wieder angenommen. Luftpoſtpakete und 
Luftpoſtzeitungen ſind vorläufig noch nicht zugelaſſen. 


Luftpoſtdienſt Liſſabon—New York. Luftpoſtſendungen nach 
den Azoren und nach dem amerikaniſchen Kontinent, mit Aus⸗ 
nahme der feindlichen Gebiete, können künftig mit den Flugzeugen 
der Linie Liſſabon —Horta—New York befördert werden. 


Poſtzahlungsdienſt mit Finnland. Poſtanweiſungen aus Finn⸗ 
land nach Deutſchland und Poſtaufträge aus Deutſchland nach 
ase ſind nur noch bis zum Betrag von 2 500 finniſchen Mark 
zugelaſſen. 


Kriegs⸗Winterhilfswerk 1939/40. Der Führer eröffnete am 
10. Oktober 1939 anläßlich einer Kundgebung im Sportpalaſt in 
der Reichshauptſtadt das Kriegs⸗Winterhilfswerk 1939/40. Er 
forderte alle Volksgenoſſen auf, ſich der Opfer der Front würdig 
zu erweiſen, damit das Kriegs⸗Winterhilfswerk 1939/40 alle bis⸗ 
herigen Ergebniſſe übertreffe. — In den durchgeführten ſechs 
Winterhilfswerken ſind vom Deutſchen Volt Spenden im 
Wert von 2,5 Milliarden Reichsmark aufgebracht 
worden. Das Winterhilfswerk 1938/39 erbrachte allein 535,3 Mils 
lionen Reichsmark. 


Fläche und Bevölkerung der ehemaligen Freien Stadt Danzig. 
Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ beträgt die Ge⸗ 
ſamtfläche der ehemaligen Freien Stadt Danzig 1951 qkm. Davon 
entfallen 58 qkm auf die Waſſerfläche des Friſchen Haffs. Die 
Bevölkerungszahl betrug nach der letzten Volkszählung im Jahr 
1929 etwa 407 500 Perſonen. Davon entfielen auf die Stadt 
Danzig 256 400 Einwohner, auf die Stadt Zoppot 30 800 Perſonen. 
Die Bevölkerungsdichte im Gebiet der ehemaligen Freien Stadt 
Danzig beträgt 215 Perſonen je Quadratkilometer gegenüber 
136 Perſonen je Quadratkilometer im jetzigen Reichsgebiet. 


Lebensmittelzuteilung für die Zeit vom 23. Oktober bis 
19. November 1939. Für Normal verbraucher wurden 


einem Erlaß des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft vom 6. Oktober 1939 gemäß für die Zeit vom 23. Oktober 


